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Beschlussvorschlag 
 
a) Der erneute Entwurf des Bebauungsplanes „Südlich Schlehhecke“ wird gebilligt  
b) Die Verwaltung wird beauftragt, die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden 
gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchzuführen  
 
 
Sachverhalt 
 
Die Kreisstadt Homburg hat bereits im Jahr 2003 einen Beschluss zur 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Südlich 
Schlehhecke“ im Stadtteil Kirrberg im Regelverfahren gefasst.  
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Bebauung „des Blockinnenbereiches“ zwischen der 
Lambsbachstraße und der Eckstraße im Stadtteil Kirrberg zu ermöglichen. 
 
Das Plangebiet umfasst dabei neben der bereits bestehenden Bebauung 
insbesondere den rückwärtigen Bereich der Lamsbach- und Eckstraße. In 
diesem Bereich sind bereits seit Jahren in Einzelfällen Baugenehmigungen 
zum Bau von Wohnhäusern erteilt worden. Voraussetzung war eine 
ausreichende Grundstücksgröße und die Sicherung der Erschließung 
(Zufahrt, Strom, Wasser, Abwasser, Gas) über das vordere bereits 
erschlossene Grundstück. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll das Gebiet nun abschließend 
geordnet und voll erschlossen werden. Somit wird den restlichen 
Eigentümern die Bebaubarkeit ihrer Grundstücke ermöglicht. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden hat bereits 
im Jahr 2019 stattgefunden. Die während der frühzeitigen Beteiligung 
vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden wurden 
dem Stadtrat in seiner Sitzung am 25.03.2021 vorgelegt. Es wurden 



Hinweise und Anregungen vorgebracht, welche in die Planung 
miteingeflossen sind.  
 
Seitdem ruht das Bebauungsplanverfahren, u.a. wegen einem im 
Geoportal kartierten gesetzlich geschützten Biotop. Nun hat das 
Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz im Rahmen einer 
Kartierung/Erfassung den Schutzstatus des FFH-Lebensraumtyps wieder 
angepasst und das Verfahren soll fortgeführt werden. 
 
Die Stadt hat ergänzend durch einen Umweltgutachter bestätigen lassen, 
dass es sich nicht um ein geschütztes Biotop nach § 30 BNatschG handelt. 
 
Spätestens seit Sommer 2021 sind jedoch der Umgang mit den Themen 
Starkregen und Niederschlagswasserbeseitigung sowie Maßnahmen zur 
Klimafolgeanpassung im Allgemeinen wichtiger denn je, sodass auch diese 
Aufgaben bei der Entwicklung des Gebietes durch zusätzliche 
Festsetzungen besonders zu berücksichtigen sind. 
 
Der Planentwurf wurde daher gegenüber dem Stand von Januar / Februar 
2021 nochmals überarbeitet und insbesondere ökologische und 
grünordnerische Festsetzungen aufgenommen. 
 
Im Wesentlichen wurden dabei insbesondere folgende Änderungen am 
Planentwurf vorgenommen: 
 

• Art der baulichen Nutzung: Differenzierung hinsichtlich des 
zulässigen Nutzungskatalogs zwischen Blockinnenbereich (WA 1) 
und „äußerem Ring“ (WA 2 und 3) 

• GRZ: Ergänzung einer Überschreitungsoption bis 0,6 für 
untergeordnete Nebenanlagen, Stellplätze, etc. 

• Zahl der Vollgeschosse: Erhöhung der zulässigen Geschossigkeit auf 
max. II Vollgeschosse im Blockinnenbereich (vorher max. I 
Vollgeschoss zulässig); gleichzeitig Definition der maximalen 
Gebäudeoberkante zur Verhinderung der Entstehung 
überdimensionierter Gebäude 

• Bauweise: Festsetzung einer abweichenden Bauweise für den im 
Bestand bereits dicht bebauten Bereich des WA 3 (vorher offene 
Bauweise) 

• Aufnahme ökologischer Vermeidungsmaßnahmen gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB (u. a. Rodungsfristen; Insektenfreundliche 
Beleuchtung; Ausschluss von Schottergärten; Errichtung von 
Nisthilfen) 

• Ergänzung einer Festsetzung zur Nutzung erneuerbarer Energien 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB 

• Aufnahme grünordnerischer Maßnahmen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB (u. a. Stellplatzeingrünung, Begrünung von Flachdächern und 
flach geneigten Dächern) 

• Definition eines Stellplatzschlüssels (1,5 Stellplätze je Wohneinheit) 
 
In der Begründung zum Bebauungsplanes wurde eine erste 
Kurzbegründung zu den naturschutzrechtlichen Belangen beigefügt (ab 
Seite 10). 
 



Der damalige Umweltbericht befindet sich aktuell noch in der 
Überarbeitung. Hierzu bedarf es noch Erfassungen im Mai / Juni. Sobald die 
Erfassung abgeschlossen und der Umweltbericht fertiggestellt ist, soll die 
Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen. 
 
Bei der Anhörung des Ortsrates Kirrberg am 23.04.2024 wurde der Punkt 
einstimmig beschlossen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Planzeichnung (öffentlich) 
2 Begründung (öffentlich) 
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VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Stadtrat hat am 13.02.2003 die Einleitung des 
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am 24.11.2003 ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

•	 Die Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 10.07.2019 
bis einschließlich 24.07.2019 frühzeitig betei-
ligt und von der Planung unterrichtet (§ 3 Abs. 1 
BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden, deren Auf-
gabenbereich von der Planung berührt werden 
kann, wurden mit elektronischem Schreiben vom 
04.07.2019 frühzeitig beteiligt und von der Planung 
unterrichtet und um Äußerung auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad 
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Sco-
ping) aufgefordert (§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde 
eine Frist bis zum 24.07.2019 zur Stellungnahme 
eingeräumt.

•	 Die Vorbereitung und Durchführung der Verfahrens-
schritte nach den §§ 2a bis 4a BauGB wurden gem. 
§ 4b BauGB an die Kernplan GmbH übertragen.

•	 Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 25.03.2021 
den Entwurf gebilligt und die Veröffentlichung des 
Bebauungsplanes im Internet inkl. einer Auslegung 
beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 In seiner Sitzung am __.__.____ hat der Stadtrat 
den Entwurf erneut gebilligt und erneut die Veröf-
fentlichung des Bebauungsplanes im Internet inkl. 
einer Auslegung beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung mit Umweltbericht, wur-
de in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____ im Internet veröffentlicht und zur An-
sicht und zum Herunterladen bereitgehalten (§ 3 
Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öffentliche 
Auslegung statt.

•	 Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Veröffentlichungs-
frist von jedermann elektronisch per Mail, oder bei 
Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, und dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch benach-
richtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt. 

•	 Während der elektronischen Beteiligung, Veröffent-
lichung im Internet / Auslegung gingen seitens der 
Öffentlichkeit, Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwä-
gung der vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen erfolgte durch den Stadtrat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
und Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt 
(§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

•	 Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungs-
plan als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). 
Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung mit Umweltbericht.

•	 Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

	 Homburg, den ____.____.________

	 Der Oberbürgermeister

	 i.V. Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB auf die Rechtsfolgen des § 
12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung mit Um-
weltbericht, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Homburg, den ____.____.________

	 Der Oberbürgermeister
	 i.V. Der Bürgermeister

Denkmäler

•	 Hinweis Baudenkmäler und Bodenfunde sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betrof-
fen. Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden (§ 16 Abs. 1 SDschG) und das Veränderungsgebot (§ 16 Abs. 
2 SDschG) wird hingewiesen.

Altlasten

•	 Das Kataster über Altlasten und altlastenverdächtige Flächen weist für den Planbereich derzeit keine Ein-
träge auf. Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei 
späteren Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß§ 2 Abs. 1 
Saarländisches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeits-
schutz zu informieren.

Wasserschutzgebiet
•	 Der Geltungsbereich liegt überwiegend innerhalb der Schutzzone III des geplanten Trinkwasserschutzge-

bietes “Homburg-Kirrberg“. Der östliche Teilbereich des Plangebietes befindet sich zudem innerhalb der 
Schutzzone II des geplanten Trinkwasserschutzgebietes „Homburg-Kirrberg“.

Kampfmittelbeseitigung
•	 Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungs-

dienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies 
ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine Klä-
rung durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

Starkregen

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern 
darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflä-
chenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.  Der Grad der Gefährdung durch 
Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß 
§ 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaß-
nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen.

•	 Da bislang kein örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind aktuell keine weiter-
gehenden Maßnahmen durch die Kommune geplant. Um der Selbstverpflichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG 
gerecht zu werden, wird empfohlen, die Informationskarten des Landes, sowie die tatsächlichen Abfluss-
bahnen vor Ort zu überprüfen und die Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.

Vorschriften zu erneuerbaren Energien

•	 Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 
geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben die-
ses Bebauungsplans hinausgehen können.

Normen, Richtlinien

•	 Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien ist im Rathaus der Kreisstadt Homburg/Saar, Abteilung 
610 Stadtplanung / Bauordnung möglich.

Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen

•	 Zur Kompensation des durch den Bebauungsplan entstehenden ökologischen Defizites wird die Kreisstadt 
Homburg einen Kompensationsmanagementvertrag abschließen. Die Kompensationsmaßnahmen auf den 
externen Flächen für Ersatzmaßnahmen werden als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne von 
§ 1a Abs. 3 nach Maßgabe der Satzung der Kreisstadt Homburg zur Erhebung von Kostenerstattungsbei-
trägen nach§§ 135a-135c BauGB zugeordnet (§ 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB). Die Zuordnung der Kosten-
erstattungsbeiträge im Plan bezieht sich auf das Gebiet innerhalb von WA1, mit Ausnahme der Flurstücke 
Nr. 564/7, 564/8, 564/11, 564/12, 564113. 564117, 564118 und 569127, welche nach§ 34 BauGB zu 
beurteilen sind.

HINWEISE

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können.

Zu untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen 
gehören auch Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 
Wärme aus erneuerbaren Energien.

5.	 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN 
UND CARPORTS
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Zwischen Garagen / Carports und der Straßenbegren-

zungslinie der Erschließungsstraße ist ein Mindestab-
stand von 5,00 m einzuhalten. Davor sind Stellplätze 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig.

6.	 FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF; HIER: 
KIRCHEN UND KIRCHLICHEN ZWECKEN DIE-
NENDE GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB Siehe Plan.

Zulässig sind Kirchen sowie kirchlichen und sozialen 
Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen. 

7.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind 

je Wohngebäude maximal 3 Wohneinheiten zulässig. 

8.	 ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 

Die innerhalb des Plangebietes liegenden Straßen 
(Lambsbachstraße, Eckstraße, An der Schlehhecke) 
werden im Bestand übernommen.

9.	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 

Die interne Erschließungsstraße wird als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung (hier: Verkehrs
beruhigter Bereich) festgesetzt.

10. 	VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER  
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: „ÖFFENTLICHE 
PARKPLATZFLÄCHE“

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 
Im Bereich des öffentlichen Parkplatzes ist eine Lade
station für Elektro-Autos zulässig.

11.	 VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN	
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 
ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität (z. B. Trafo-Station) und / oder der 
E-Mobilität dienen, sind innerhalb des Geltungsbereichs 
des Plangebietes, ausnahmsweise auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, auch 
soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt 
sind.

12.	 FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; 
HIER: VERSORGUNGSFLÄCHE ELEKTRIZITÄT 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB Siehe Plan.

13.	 FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; 
HIER: VERSORGUNGSFLÄCHE GAS 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB Siehe Plan.

14.	 ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB Siehe Plan.

15.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Gehölzrodung außerhalb der Brut- und 

Setzzeiten bzw. der Zeit der Sommerquartier
nahme: Die Baufeldräumung/Rodung von Gehölzen 
darf gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb 
der Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. Oktober 
bis 28. Februar erfolgen. 

Insektenfreundliche Beleuchtung: Beleuchtungen 
an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen bauli-
cher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete 
oder lichtemittierende Werbeanlagen sind i.S.d. § 41a 
BNatschG technisch und konstruktiv so anzubringen, 
mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, 
dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nach-
teiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen 
geschützt sind.

Reduzierung der Versiegelung: Der Anteil befes-
tigter Flächen ist auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken. Kfz-Stellplätze sind einschließlich ihrer Zu- und 
Abfahrten ausschließlich in wasserdurchlässigen 
Belägen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, was-
sergebundene Decke, Schotterrasen, Fugen
pflastersteine oder offenporiges Wabenfugenpflaster 
etc.) und versickerungsfähigem Unterbau auszufüh-
ren. Ausnahmen können aus Gründen der 
Barrierefreiheit zugelassen werden.

Bodenpflege: Flächen, die nicht als Stellplätze, 
Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, 
sind unversiegelt zu belassen und vegetativ anzule-
gen. Diese Flächen sind mit gebietseinheimischen 
Saatgutmischungen oder Gehölzen (Bäume und 
Sträucher) zu bepflanzen. 
Bei Gehölzen ist die regionale Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem 
„Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze“ 
(BMU, Januar 2012) sicherzustellen. Bei 
Saatgutmischungen ist darauf zu achten, dass es sich 
um zertifiziertes Regio-Saatgut aus dem 
Ursprungsgebiet „Oberrheingraben mit Saarpfälzer 
Bergland“ (UG 9) bzw. „Rheinisches Bergland“ (UG 
7) handelt.
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen 
(Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte 
oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, 
Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser 
gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreundli-
chen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind 
erlaubt.

Nisthilfen: Bei Neuerrichtung sind je Gebäude mind. 
zwei Nisthilfen für Gebäudebrüter (Vögel / 
Fledermäuse) zu installieren, dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Dies kann 
beispielsweise in Form von Höhlenbrüterkästen oder 
konstruktiv durch Einbausteine, in der Fassade erfol-
gen.

16.	 NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB Bei der Errichtung von Neubauten sind bauliche 

Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien 
(insbesondere solare Strahlungsenergie) vorzusehen. 
Hierbei handelt es sich u. a. um Leitungsstränge, 
Schächte, ggf. auch statische Aufwendungen im 
Dachbereich.

17.	 ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Je drei Stellplätze ist bei der Neuerrichtung von Stell-

plätzen mindestens ein standortgerechter Laubbaum-
hochstamm (Stammumfang 18 - 20 cm) zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten.

Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen 
sind zu begrünen sowie gärtnerisch anzulegen 
und zu unterhalten. Je Grundstück ist mind. 1 
Hochstamm sowie 5 Sträucher zu pflanzen. Für alle 
Neuanpflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches 
sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu ver-
wenden.

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl ist die fol-
gende Pflanzliste (Vorschlagsliste) zu verwenden, wo-
bei auch andere standortgerechte Bäume gepflanzt 
werden können:

•	 Ahorn (Acer pseudoplatanus),
•	 Feldahorn (Acer campestre),
•	 Spitzahorn (Acer platanoides),
•	 Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria),
•	 Vogelkirsche (Prunus avium),
•	 Silberlinde (Tilia tomentosa),
•	 Winterlinde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia cor-

data),
•	 hochstämmige Obstbäume.

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 4 BAUNVO

1.1	 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA 1)
	
	 Zulässig sind:

	

	 Unzulässig sind:

Gem. § 4 BauNVO - Allgemeines Wohngebiet

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 nicht störende Handwerksbetriebe,
3.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 

gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 4 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 und 
6 Nr. 1 BauNVO

1.	 die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden sowie Schank- und Speisewirtschaften,

2.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
3.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
4.	 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
5.	 Anlagen für Verwaltungen, 
6.	 Gartenbaubetriebe,
7.	 Tankstellen.

1.2	 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA 2 - 3)
	
	 Zulässig sind:

	

	 Ausnahmsweise zulässig sind:

	 Unzulässig sind:

Gem. § 4 BauNVO - Allgemeines Wohngebiet

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 nicht störende Handwerksbetriebe,
3.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 

gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden sowie Schank- und Speisewirtschaften,

2.	 Anlagen für sportliche Zwecke,

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO

1.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2.	 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3.	 Anlagen für Verwaltungen, 
4.	 Gartenbaubetriebe,
5.	 Tankstellen.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe der baulichen und sonstigen Anlagen ist im 
Bereich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1) die 
Gebäudeoberkante (GOK). 

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flachgeneigten 
Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der 
baulichen und sonstigen Anlagen (Attika, 
Gebäudeoberkante etc.).

Die Gebäudeoberkante wird im Übrigen definiert 
durch den Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen 
oder den Schnittpunkt zwischen Außenwand und 
Dachhaut.

Der maßgebende obere Bezugspunkt kann den 
Nutzungsschablonen entnommen werden.

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die Angabe 
der Höhe baulicher Anlagen ist die Oberkante der 
Erschließungsstraße gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte. Grenzen zwei Straßen an das Gebäude 
an, ist die niedrigere der beiden Straßenhöhen als 
Bezugspunkt zu wählen.

Die zulässigen Höhen können durch untergeordnete 
Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 % 
der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,00 m 
überschritten werden. 

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile sind 
weitere Überschreitungen zulässig.

2.2	GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO inner-
halb des Plangebietes auf 0,4 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflä-
chen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Gelände

oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetz-
te GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,6 überschritten werden.

2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

3.	 BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Für das Allgemeine Wohngebiet (WA 1 und WA 2) 
wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der offenen 
Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.
Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 1) 
sind ausschließlich Einfamilien- und Doppelhäuser zu-
lässig. Die Gebäudelänge darf maximal 15,00 m be-
tragen.

Für das allgemeine Wohngebiet (WA 3) wird eine 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung bzw. eine Bebauung im Grenzab-
stand zulässig.

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß (0,5 m) kann zugelassen 
werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

•	 Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem zu entwässern.
•	 Bei Neubauten sind für die Dachabflüsse der einzelnen Grundstücke Anlagen zur Regenwassernutzung 

(Zisternen) und zur Reduzierung des Oberflächenabflusses zu erstellen, um Mindestmengen von Wasser 
die nicht auf dem eigenen Grundstück versickert werden können, zum Beispiel zum Bewässern von 
Gartenflächen zu nutzen.

•	 Die konkretisierten Planungen / Detailplanungen sind vor der Bauausführung mit den zuständigen Ver- und 
Entsorgungsträgern abzustimmen. Ein Entwässerungskonzept ist vorzulegen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

•	 Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden / reflektierenden Materialien.
•	 Dacheindeckungen in glänzenden / reflektierenden Materialien sind ebenfalls unzulässig.
•	 Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig
•	 Standflächen für Abfallbehälter sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche orientierten Bereichen 

entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.
•	 Im Baugebiet sind gemäß § 47 LBO je Wohneinheit 1,5 Stellplätze nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: November 2023; Quelle: Kreisstadt Homburg/Saar

WA 1 II

GRZ
0,4

3 WE

o, ED
GOKmax.
8,00 m

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte 
Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße 
(Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

GOKmax.

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL 
ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

ED
BAUWEISE / HAUSFORM; HIER: EINZELHÄUSER; DOPPELHÄUSER
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF; HIER: KIRCHEN UND KIRCHLICHEN ZWECKEN DIE-
NENDE GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB) 

3 WE HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE
(§ 9 ABS.1 NR. 6 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE MIT STRASSENBEGRENZUNGSLINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: VERKEHRSBERUHIGTER 
BEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

P VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: ÖFFENTLICHER PARKPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB) 

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; HIER: VERSORGUNGSFLÄCHE ELEKTRIZITÄT
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB) 

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; HIER: VERSORGUNGSFLÄCHE GAS
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB) 

ÖG ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB) 

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

Art der baulichen 
Nutzung

Zahl der Vollge-
schosse

Grundflächenzahl
Zahl der max. 

Wohneinheiten je 
Wohngebäude

Bauweise
Höhe baulicher 

Anlagen

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Vorranggebiet Grundwasserschutz

Der Bereich des Bebauungsplanes liegt gemäß Landesentwicklungsplan „Teilabschnitt Umwelt“ (vom 
13.07.2004, in der Fassung vom 27.09.2011) in einem Vorranggebiet für Grundwasserschutz (VW).

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (gem. § 78b WHG)
Der östliche Bereich des Plangebiets liegt zum Teil in einem Gebiet, in dem im Sinne des § 74 Abs. 2 Nr. 1 WHG 
Extremereignisse denkbar sind, die im statistischen Mittel sehr viel seltener als alle 100 Jahre auftreten können 
(Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit - „HQ extrem“). Daraus resultiert die Empfehlung einer an diese 
Lage angepassten Bauweise. Die dazu in der einschlägigen Literatur (z.B. in der Hochwasserschutzfibel des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung „Objektschutz und bauliche Vorsorge“ vom Feb-
ruar 2022) aufgeführten Empfehlungen (bspw. Keller allenfalls mit wasserdichter, auftriebssicherer Wanne oder 
Verzicht auf Keller; hochwassersichere Lagerung hochwassergefährdender Stoffe etc.) sollen beachtet werden.
Gem. § 78b (1) Nr. 2 WHG sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepass-
ten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet oder wesentlich erweitert werden, 
soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der Anlage technisch möglich ist; bei den Anforderungen 
an die Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen Grundstücks und die Höhe des möglichen Schadens an-
gemessen berücksichtigt werden.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME  
GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB

WA 2 II

GRZ
0,4

-

o -

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022  
(BGBI. I S. 2240).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 
I Nr. 409).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 17. Mai 2023 
(Amtsbl. I 762).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. 
Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 1119).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), 
zuletzt geändert durch Artikel 162 des Gesetzes 
vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch 
Artikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

WA 2 II

GRZ
0,4

-

o -

WA 2 II

GRZ
0,4

-

o -

WA 3 II

GRZ
0,4

-

a -

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen 
sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten 
für den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2018) 
(https://www.streuobst-verbindet.de/wp-content/
uploads/2021/10/Streuobst_Sortenliste_RLP_2018.
pdf) in der Liste mit empfehlenswerten Apfel- und 
Birnensorten des Verbandes der Gartenbauvereine 
Saarland (www.gartenbauvereine.de/saarland_rhein-
land-pfalz/index.php/streuobstsorten) und in der 
Broschüre „Apfelsorten im Saarland“ des für Umwelt 
zuständigen Ministeriums des Saarlandes beschrie-
ben.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 14-16 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1 m Höhe.

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 
1 - Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, 
Bauweisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso 
wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 - 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau, Pflanzen und 
Pflanzarbeiten) zu beachten.
Die Bäume sind dauerhaft zu sichern und Ausfälle 
durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

Flachdächer und Dächer neu zu errichtender Ge-
bäude mit einer Neigung von bis zu 15 ° sind mit 
einer durchwurzelbaren Mindestsubstratschicht von 
ca. 15 cm Stärke mindestens extensiv zu begrünen. 
Eine Nutzung als Dachgarten ist zulässig. Dabei 
ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das 
dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, Pols-
terstauden und zwergigen Gehölzen auch während 
länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperioden 
gewährleistet.

18.	 ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze 

sind, sofern es der Gesundheitszustand erlaubt und 
die Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, 
und in die Planung zu integrieren.

Die bestehende Feldhecke im Bereich der an die 
Lambsbachstraße angrenzenden öffentlichen 
Grünfläche ist zu erhalten.

19.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.
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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Kreisstadt Homburg/Saar ist wissen-
schaftliches und wirtschaftliches Zentrum 
des Saarpfalz-Kreises und der Biosphäre 
Bliesgau. Die Nachfrage nach Wohnbau
flächen in der Universitätsstadt ist nach wie 
vor ungebrochen.

Bereits im Jahr 2003 hat die Kreisstadt da-
her einen Beschluss zur Einleitung des Ver-
fahrens zur Aufstellung des Bebauungs
planes „Südlich Schlehhecke“ im Regelver-
fahren gefasst. 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Bebauung „des Blockinnenbereiches“ 
zwischen der Lambsbachstraße und der 
Eckstraße im Stadtteil Kirrberg zu ermögli-
chen.

Das Plangebiet umfasst dabei neben der 
bereits bestehenden Bebauung insbesonde-
re den rückwärtigen Bereich der Lamsbach- 
und Eckstraße. In diesem Bereich sind be-

reits seit Jahren in Einzelfällen Baugenehmi-
gungen zum Bau von Wohnhäusern erteilt 
worden. Voraussetzung war eine ausrei-
chende Grundstücksgröße und die Siche-
rung der Erschließung (Zufahrt, Strom, Was-
ser, Abwasser, Gas) über das vordere bereits 
erschlossene Grundstück.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 
soll das Gebiet nun abschließend geordnet 
und voll erschlossen werden. Somit wird 
den restlichen Eigentümern die Bebaubar
keit ihrer Grundstücke ermöglicht.

Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 
8,1 ha.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit und der Behörden hat bereits 2019 / 
2020 stattgefunden. Seitdem ruht das Be-
bauungsplanverfahren, u.a. wegen einem 
im Geoportal kartierten gesetzlich ge-
schützten Biotop. Nun hat das Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz im Rahmen 

einer Kartierung/Erfassung den Schutzsta-
tus des FFH-Lebensraumtyps wieder ange-
passt und das Verfahren soll fortgeführt 
werden.

Die Stadt hat ergänzend durch einen Um-
weltgutachter bestätigen lassen, dass es 
sich nicht um ein geschütztes Biotop nach § 
30 BNatschG handelt.

Mit der Realisierung des Bebauungsplanes  
werden ca. 27 neue Baugrundstücke im 
Stadtteil Kirrberg geschaffen und dieser so-
mit sinnvoll nachverdichtet.

Parallel zum Bebauungsplan ist gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 

Übersicht Plangebiet; Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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66557 Illingen, beauftragt, mit der Erstel-
lung des Umweltberichts die ARK Umwelt-
planung und -consulting Partnerschaft, 
Paul-Marien-Straße 18, 66111 Saarbrü-
cken.

Flächennutzungsplan

Im wirksamen Flächennutzungsplan der 
Kreisstadt Homburg vom 20.05.1981 ist 
das Gebiet als geplante Wohnbaufläche W 
607 dargestellt. 

Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
BauGB ist demnach erfüllt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet „Südlich Schlehhecke“ liegt 
in der Kreisstadt Homburg im Stadtteil Kirr-
berg, eingegrenzt zwischen der Lambsbach-
straße und der Eckstraße.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 Im Norden, Osten und Süden durch die 
Straßenverkehrsfläche der Lambsbach-
straße sowie

•	 im Westen durch die Straßenverkehrs-
fläche der Eckstraße.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
planes zu entnehmen. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche 
von ca. 8 ha.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen­
tumsverhältnisse

Das Plangebiet ist im Bestand bereits zu 
einem Großteil bebaut (Grundstücke ent-
lang des äußeren Rings, im Bereich der Eck- 
und der Lambsbachstraße).

Insbesondere im südlichen Verlauf der Eck-
straße findet sich hierbei eine dichte, über-
wiegend zweigeschossige Wohnbebauung. 
Dem gegenüber weist die Bebauung im 
weiteren Verlauf der Eckstraße sowie im Be-
reich der Lambsbachstraße eine offene, 
meist ein- bis zweigeschossige Baustruktur 
auf.

Der Blockinnenbereich stellt sich derzeit 
überwiegend als eine unbebaute Grün-/
Freifläche mit vereinzelten Gehölzstruktu-
ren dar. Nur vereinzelt finden sich hier 
Wohngebäude in zweiter Reihe, die über 
die Eck- bzw. die Lambsbachstraße er-
schlossen sind.

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist 
überwiegend durch Wohnnutzungen sowie 
das Wohnen nicht wesentlich störende Nut-
zungen geprägt.

Aufgrund der umgebenden Wohnbebauung 
und der guten verkehrlichen Anbindung ist 

der Blockinnenbereich für eine Nachver-
dichtung mit Wohnbebauung sehr gut ge-
eignet.

Darüber hinaus ist der Standort auch des-
halb für Wohnnutzung prädestiniert, da Ein-
richtungen der sozialen Infrastruktur (z. B. 
KiTa) sowie der Versorgungsinfrastruktur 
(CAP Markt, Bäckerei) im nahen Umfeld (≤ 
1,0 km) vorhanden sind.

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches 
befinden sich derzeit überwiegend im 
Eigentum von Privatpersonen. Nach Ab-
schluss des Bebauungsplan-Verfahrens soll 
eine Umlegung erfolgen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist topografisch geprägt und 
fällt von Nordwesten in Richtung Südosten 
teils stark ab. Die Topografie hat jedoch, mit 
Ausnahme von pot. Geländemodellierun-
gen und der Entwässerung, keine Auswir-
kungen auf die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes.

Verkehr

Das Plangebiet wird über die Eckstraße so-
wie die Lambsbachstraße erschlossen. 

Die Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz erfolgt über die L 213 im Südwes-
ten, die L 214 im Süden sowie über die  

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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L 465 im Osten. Die nächste Autobahn-An-
schlussstelle findet sich ca. 14 km in südli-
cher Richtung (BAB 8 - AS 32 „Zweibrü-
cken“) entfernt.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
zwei innerhalb des Plangebiets liegende 
Bushaltestellen („Am Lerchenhübel“ und  
„Am alten Schloss“). Ab hier besteht u. a. 
eine Anbindung an den Hauptbahnhof 
Homburg/Saar (Buslinie 511 und 571) so-
wie an den ZOB Zweibrücken (Buslinie 
232).

Im Zuge der Realisierung der Planung ist die 
gebietsinterne Erschließung des Blockin-
nenbereiches zu planen und zu realisieren.

Weiterer Erschließungsanlagen bedarf es 
nicht.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist aufgrund der bestehen-
den Bebauung bereits überwiegend an das 
örtliche System der Ver- und Entsorgung an-
geschlossen.

Lediglich der Blockinnenbereich ist bislang 
überwiegend unbebaut. Anschlusspunkte 
sind aufgrund der angrenzenden Nutzun-
gen jedoch bereits grundsätzlich vorhan-
den.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG für den Blockin-
nenbereich: „Niederschlagswasser von 
Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1999 
erstmals bebaut, befestigt oder an die öf-
fentliche Kanalisation angeschlossen wer-
den, soll (...) vor Ort genutzt, versickert, 
verrieselt oder in ein oberirdisches Gewäs-
ser eingeleitet werden (...).“

Das Plangebiet soll demnach im modifizier-
ten Trennsystem entwässert werden.

Bei Neubauten sind für die Dachabflüsse 
der einzelnen Grundstücke Anlagen zur Re-
genwassernutzung (Zisternen) und zur Re-
duzierung des Oberflächenabflusses zu er-
stellen, um Mindestmengen von Wasser die 
nicht auf dem eigenen Grundstück versi-
ckert werden können, zum Beispiel zum Be-
wässern von Gartenflächen zu nutzen.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen rechtzeitig vor der Bauaus-
führung noch mit den Versorgungsträgern 
abgestimmt werden. Ein Entwässerungs-
konzept ist vorzulegen.

Die Karte der Versickerungseignung der Bö-
den stellt die Planungsfläche als geeigneten 

Standort zur Versickerung dar (Quelle: 
Geoportal Saarland; Abruf: 18.03.2024).

Ein Trennsystem liegt in dem Bereich nicht 
vor. Allerdings ist mit dem Lambsbach (ver-
läuft östlich des Plangebietes) ggfs. ein Vor-
fluter zur Einleitung des Niederschlagswasser 
vorhanden. Die Einleitung von Nieder
schlagswasser in den Lambsbach ist gem. § 
22 SWG erlaubnisfrei, wenn das Wasser 
nicht schädlich verunreinigt ist und die Ein-
leitung nicht über gemeinsame Anlagen er-
folgt. Andernfalls ist für die Einleitung eine 
wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 10 WHG 
zu beantragen.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen eine Prüfung des Bau-
landbedarfs, die kritische Würdigung sich 
aufdrängender Standortalternativen, sowie 
in Grundzügen alternative Formen der Bo-
dennutzung und Erschließung. Dadurch 
wird sichergestellt, dass der geplante Stand-
ort private und öffentliche Belange so ge-
ring wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

Blick auf den geplanten Zufahrtsbereich zum Blockinnenbereich und die angrenzende Bebauung der Lambs-
bachstraße Hs.-Nr. 9 und 13

Blick in den Blockinnenbereich aus nördlicher Richtung; Wohnbebauung der Lambsbachstraße im Hintergrund
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Die vorhandenen Baugebiete im Stadtteil 
Kirrberg sind zwischenzeitlich fast alle be-
baut. Es bestehen zwar noch vereinzelte 
Baulücken, diese befinden sind jedoch alle-
samt in Privatbesitz.

Mit der vorliegenden Planung verfolgt die 
Kreisstadt Homburg daher das Ziel, in Kirr-
berg durch Nachverdichtung eines bislang 
unbebauten Blockinnenbereiches neue 
Wohnbauflächen zu schaffen, um der an-
haltenden Nachfrage nach Wohnraum ge-
recht zu werden. Gleichzeitig soll die bereits 
bestehende Bebauung im Bereich der Eck-
straße und der Lambsbachstraße im Be-
stand festgesetzt und damit gesichert wer-
den.

Auf Grund der bevorzugten Lage bietet sich 
das Gebiet „Südlich Schlehhecke“ für eine 
Nachverdichtung an. Das Plangebiet ist be-
reits entlang der Eck- und Lamsbachstraße, 
sowie an der Straße „An der Schlehhecke“ 
bebaut. Der Blockinnenbereich, welcher 
zum Teil schon mit Einzelhäusern bebaut ist, 
ist daher sehr gut für eine Nachverdichtung 
geeignet.

Folgende Gründe sprechen für eine Ent-
wicklung des Blockinnenbereiches:

•	 Durch die Realisierung der 
Wohnbebauung im Blockinnenbereich 
wird der bestehende Siedlungskörper 
des Stadtteils Kirrberg sinnvoll nachver-
dichtet.

•	 Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Homburg stellt den Blockinnenbereich 
als geplante Wohnbaufläche dar. Somit 
hat eine Prüfung von Standortalter

nativen bereits auf dieser Ebene statt-
gefunden.

•	 Die Umgebung des Plangebietes ist be-
reits überwiegend durch Wohnnutzun-
gen bzw. durch Nutzungen, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören ge-
prägt, wodurch mit der Ausweisung 
eines Wohngebietes weder vom 
Plangebiet auf die Umgebungsnutzung 
noch von der Umgebung auf das 
Plangebiet nachteilige Auswirkungen 
zu erwarten sind. Andere Nutzungen im 
Blockinnenbereich, wie beispielsweise 
die Kombination mit gewerblicher Nut-
zung, hätte Konfliktpotenzial.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.

Blick auf die nördliche Zufahrt zum Blockinnenbereich

Bestehende Wohnbebauung im Bereich der Straße „An der Schlehhecke“
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be­
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum Homburg, 
Nahbereich Kirrberg

Vorranggebiete Lage innerhalb eines Vorranggebietes für Grundwasserschutz (VW) - keine Beeinträchti-
gung des Grundwassers durch das Vorhaben

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche (entspricht dem Planvorhaben)

•	 (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

•	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich: erfüllt

•	 (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten •	 Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung des Gebietes (Blockinnenberei-
ches)

•	 der Blockinnenbereich ist bereits in der Flächennutzungsplanung als geplante 
Wohnbaufläche dargestellt und damit in der Wohneinheitenbilanz als FNP-Reserve-
fläche voll berücksichtigt; mit dem Bebauungsplan werden keine darüber hinaus ge-
henden Wohneinheiten geschaffen

•	 als Wohnungsbedarf sind für den Stadtteil Kirrberg 1,5 Wohneinheiten pro 1.000 
Einwohner und Jahr festgelegt; Dichtewert: 20 WE / Hektar

•	 die Baulandreserve dient der innerstädtischen Nachverdichtung

•	 keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen
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Kriterium Beschreibung

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung, Sonstige Schutzgebiete: Natur-
schutz-, Landschaftsschutz-, Wasser-
schutz-, Überschwemmungsgebiete, Ge-
schützte Landschaftsbestandteile, Natio-
nalparks, Biosphärenreservate, Naturparks

•	 keine nach BNatSchG geschützten Flächen durch das Vorhaben direkt betroffen
•	 ca. 25 m nordöstlich des Geltungsbereiches beginnt das LSG L 6 02 01 (Wald zw. L 

119 im Norden, der Landesgrenze und Kirrberg im Osten sowie Homburg im Westen, 
VO v. 06.02.2006, ABl.d.S. 2006, Nr. 8, S. 309ff.); Verbote der VO sind nicht tangiert

•	 nächstgelegenes NSG: Lambsbachtal ca. 1,1 km nordöstlich; Verbote n. § 3 der VO v. 
18.09.1995 sind nicht betroffen

•	 das nächstgelegene NATURA 2000-Gebiet (NSG „Lambsbachtal “, N 6610-304) 
befindet sich nordwestlich in ca. 800 m Entfernung; die hier gemeldeten FFHLe-
bensräume (feuchte Hochstaudenfluren, Übergangs- und Schwingrasenmoore sowie 
Auenwälder) und Arten (Bachneunauge) können innerhalb der Planungsfläche aus-
geschlossen werden; eine Verträglichkeit der Maßnahme mit den Erhaltungszielen 
des Gebietes (und der noch weiter entfernten Gebiete) darf daher angenommen 
werden

•	 Schutzgebiete nach WSG (Wasserschutzgebiete, festgesetzte Überschwemmungs-
gebiete) sind von der Maßnahme nicht betroffen; das Plangebiet liegt allerdings 
innerhalb der Schutzzone II und III des geplanten Trinkwasserschutzgebietes „Hom-
burg-Kirrberg“, die geplanten Brunnenstandorte befinden in der unmittelbar benach-
barten Lambsbachaue und am Mühlenberg; eine formale Unterschutzstellung ist bis-
her nicht erfolgt

•	 die HQ 100-Kulisse als faktisches Überschwemmungsgebiet entlang des Lambsba-
ches reicht bis auf die Lambsbachstraße und damit geringfügig in den Geltungs-
bereich

•	 Zudem teilweise Lage (östliche Grundstücksbereiche entlang der Lambsbachstraße) 
innerhalb eines Gebietes, in dem im Sinne des § 74 Abs. 2 Nr. 1 WHG Extremereig-
nisse denkbar sind, die im statistischen Mittel sehr viel seltener als alle 100 Jahre 
auftreten können (Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit - „HQ extrem“).
Eine an diese Lage angepasste Bauweise wird empfohlen (bspw. Keller allenfalls mit 
wasserdichter, auftriebssicherer Wanne oder Verzicht auf Keller; hochwassersichere 
Lagerung hochwassergefährdender Stoffe etc.).

•	 Lage innerhalb des Biosphärenreservats Bliesgau, aber nicht innerhalb einer der 
Kern- oder Pflegezonen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland, 
ABDS-Punktdaten 2017) bestehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. 
besonderen Artenschutzes relevanten Arten innerhalb des Geltungsbereiches oder 
im nahen Umfeld, innerhalb eines 1 km-Radius um die Planungsfläche lediglich ein 
Nachweis des Großen Mausohres in der Bachstr. (D. Gerber, 2010)

•	 die Altdaten des ABSP aus den 1980er/1990er Jahren belegen innerhalb eines 1 km-
Radius einen Nachweis der Wasserralle im Lambsbachgraben; keine ausgewiesene 
ABSP-Fläche betroffen

•	 keine registrierten, n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope betroffen; 
innerhalb des Planungsbereiches wurden im Rahmen der OBK 2010 auf den Frei-
flächen im Quartierinnern zwei Lebensräume n. Anh. 1, FFH-Richtlinie erfasst, bei 
denen es sich um eine als LRT 6510 klassifizierte Mähwiese (BT-6610-0025-2022) 
und eine Grünlandbrache (BT-6610-10-0022) handelt, beide in einem ungünstigen 
Erhaltungszustand
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Kriterium Beschreibung

Umweltzustand/-merkmale

Kurzbeschreibung der Umwelt und ihrer 
Bestandteile (Schutzgüter)

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

•	 das ca. 8,1 ha große Plangebiet umfasst das Wohnquartier zwischen der Lambsbach- 
und der Eckstraße sowie der Straße „Am Lerchenhübel“

•	 das Quartier ist im nördlichen Abschnitt durch die Straße „An der Schlehhecke“ und 
eine weitere Stichstraße im Innenbereich erschlossen und bebaut

•	 der südliche Abschnitt besteht aus lang gezogenen eingefriedeten Grundstücken, die 
überwiegend als Ziergrünflächen genutzt werden, teilweise jedoch auch brach liegen 
und/oder einen z.T. eingewachsenen Gehölzbestand aufweisen; diese Flächen waren 
nicht begehbar

•	 lediglich der zentrale Abschnitt ist zugänglich und wird teilweise und sporadisch als 
Grünland genutzt bzw. freigehalten; in diesem Bereich befinden sich die als FFHLe-
bensräume taxierten Flächen

•	 als Ergebnis einer späten Erfassung Ende August 2023 kann die Grünfläche in meh-
rere Segmente gegliedert werden:

•	 ein offenbar regelmäßig gemähter Streifen im Süden (im GeoPortal als BT-6610-10-
0022 erfasst); mit Galium album, Arrhenatherum elatius, Daucus carota konnten auf 
der frisch gemähten Fläche nur 3 Kennarten des LRT 6510 erkannt werden, die 2010 
erfasste Rapunzel- Glockenblume, der Wiesenbocksbart und die Zaunwicke als wei-
tere Kennarten sind jedoch wahrscheinlich (wird 2024 überprüft), daher ist dieser Ab-
schnitt vermutlich auch aktuell als LRT 6510 einzustufen; auch wenn mit Jasionmon-
tana, Hieracium pilosella, Rumex acetosella, Euphorbia cyparissias und Campanula 
rotundifolia die typischen Magerkeitszeiger der Sandgebiete vorkommen, so lässt das 
beschränkte Arteninventar eher auf eine sporadische Mulchmahd schließen; stellen-
weise bilden Solidago virgaurea, Heracium umbellatum oder H. pilosella Dominanz-
bestände; südlich angrenzend geht der Bestand in eine Rumex acetosella-Dominanz-
gesellschaft mit randlich einwachsender Besenginsterverbuschung über (kein LRT!)

•	 nördlich folgt eine Wiesenbrache, dieser 2010 ebenfalls als Teil des BT-6610-10-0022 
erfasste Abschnitt ist (durch die offenbar sporadische Freistellung ohne Mahdguträu-
mung) ebenfalls floristisch verarmt; ob er noch die floristischen Eingangskriterien 
des LRT 6510 erfüllt, muss überprüft werden (registriert wurden 2023 lediglich Ga-
lium album und Arrhenatherum elatius); in diesem Abschnitt befindet sich ein kleines 
Schlehengebüsch und eine bodenoffene, offenbar früher als Lagerplatz genutzte Flä-
che, die im aktuellen Sukzessionsstadium u.a. mit Flechten (Cladonia spp.), Jasione 
montana und anderen psammophilen Magerkeitszeigern bewachsen ist (Sandrasen-
fragment)

•	 nach Norden folgt ein (2023 frisch gemähter/gemulchter) Abschnitt und eine weitere, 
allerdings weniger degradierte Brache, die sicher als FFH-LRT 6510 anzusprechen 
ist (Kennarten: Arrhenatherum elatius, Galium album, Centaurea jacea, Campanula 
rapunculus, Vicia sepium, Heracleum sphondylium); dieser Bereich ist im GeoPortal 
als BT-6610-0035-2022 dargestellt (die Fläche wurde offenbar vom LUA 2022 neu 
taxiert)

•	 beide registrierte FFH-LRT wurden aufgrund von Störzeigern und der nur geringen 
Anzahl von B-Arten in einem ungünstigen Erhaltungszustand C bewertet

•	 in Richtung Lambsbachstraße schließt sich an die o.g. Grünlandfläche die einzige 
größere Hecken-/Gebüschstruktur des Wohnquartiers an (Schlehen-/Besenginsterge-
büsch und eingewachsenes Siedlungsgehölz), sie markiert auch die einzige größere 
bereits erschlossene Baulücke an der Lambsbachstr.

•	 die Feldhecke ist als gliederndes und vernetzendes Element im Siedlungsbereich im 
Rahmen der Stadtbiotopkartierung Homburg erfasst.

•	 bis auf den beschriebenen zentralen Grünlandabschnitt ist die Planungsfläche bereits 
vollständig erschlossen, bebaute Grundstücke und angeschlossene wohngebietstypi-
sche Grünstrukturen sind daher vorherrschend
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•	 Untersuchungen zur Avifauna wurden bereits durch Herrn Dr. Dorda, Stadt Homburg 
im Vorfeld der Umweltprüfung für die frühzeitige Beteiligung 2020 durchgeführt und 
sollen durch weitere Erhebungen 2024 ergänzt werden; es wurden die typischen 
siedlungsholden Arten erfasst (Dornund Mönchsgrasmücke, Haus- und Gartenrot-
schwanz, Feldsperling, Zilpzalp, Girlitz, Amsel, Elster und Rabenkrähe); bemerkens-
wert erscheinen lediglich der Nachweis des Feldsperlings und der Gartenrotschwan-
zes als weniger häufiger Halbhöhlenbrüter

•	 unter den weiteren, unter den besonderen Artenschutz fallenden Arte(gruppen) ist 
eine Präsenz der im Raum Homburg häufigen Mauereidechse möglich; allerdings fin-
den sich lediglich am Ende der Stichstraße im Norden der Planungsfläche geeignete 
Habitatstrukturen mit vereinzelten Ablagerungen und ruderalen Saumstrukturen; der 
zentrale Grünlandbereich ist aufgrund der nur sporadischen Mahd nicht geeignet

•	 Altbäume, die Höhlen als potenzielle Quartiere für Fledermäuse oder Niststandort für 
Höhlenbrüter bereithalten, sind zumindest im Bereich der o.g. größeren Gehölzfläche 
nicht vorhanden; auch innerhalb der nicht zugänglichen Privatgrundstücke sind in 
den vorhandenen Orthophotos nur einzelne möglicherweise ältere Bäume erkennbar

Schutzgut Boden:

•	 bis auf die zentrale Grünlandfläche ist in den als Garten oder Ziergrün genutzten Be-
reichen von einer Bodenüberformung auszugehen (Modellierung, Bodenauf-/-abtrag, 
Einbringen von allochthonen Oberböden oder „Gartenerde“)

•	 lediglich der sporadisch gemähte zentrale Abschnitt des Quartiers weist möglicher-
weise unbeeinflusste natürliche Bodenverhältnisse auf

•	 die Bodenübersichtskarte des Saarlandes (BÜK 100) stellt den Planungsbereich als 
Siedlung ohne bodenkundliche Typisierung dar; die im Bereich des Lambsbachtales 
auskartierte Einheit 36 (Gleye, verbreitet auch Kolluvisol- Gely,…) ist auf den Gel-
tungsbereich nicht übertragbar, eher die westlich angrenzenden Einheiten 21 und 
22; im Analogieschluss kann annäherungsweise auch der Erfüllungsgrad der korre-
spondierenden Bodenfunktionen übernommen werden, wobei hier die bestehende 
Vorbelastung zu berücksichtigen ist

•	 das natürliche Ertragspotenzial als Maß für die Bodenfunktion „Lebensraum für 
Pflanzen“ wird außerhalb der Waldstandorte mit sehr gering angegeben

•	 hinsichtlich des Biotopentwicklungspotenzials ist der Standorttyp 9 ausgewiesen 
(Carbonatfreie Böden mit geringem Wasserspeichervermögen), dem grundsätzlich 
ein geringes Entwicklungspotenzial zugewiesen wird

•	 auch die Feldkapazität ist mit gering (2) angegeben
•	 damit ist in der Gesamtbewertung von einer sehr geringen Bodenfunktionsleistung 

auszugehen
•	 seltene Bodentypen sind nicht ausgewiesen (Quelle: LAPRO)
•	 die Karte der Versickerungseignung der Böden stellt die Planungsfläche als geeignet 

dar
•	 für den Geltungsbereich sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Boden-

veränderungen oder Verdachtsflächen bekannt

Schutzgut Wasser:

•	 auf der Planungsfläche befinden sich keine Oberflächengewässer, jenseits der Lambs-
bachstr. verläuft ein weitgehend technisch ausgebauter und begradigter, sowie im 
Uferbereich stark genutzter Abschnitt des Lambsbaches; die HQ 100-Kulisse als fak-
tisches Überschwemmungsgebiet entlang des Baches reicht geringfügig in den Gel-
tungsbereich bis auf die Lambsbachstraße

•	 Vernässungserscheinungen sind auf der gesamten Fläche nicht erkennbar, gem. den 
Angaben des LUA beträgt der Grundwasserflurabstand auf der Planungsfläche ca. 
5-20 m
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Schutzgut Klima/Luft:

•	 der Planbereich ist im LAPRO nicht als zu berücksichtigendes Kaltluftentstehungs-
gebiet dargestellt, auch Frischluftleitbahnen sind durch die Planung nicht tangiert

•	 für das Stadtgebiet Homburg liegt ein Klimagutachten des Planungsbüros Dr. Seitz/
Ökoplana aus dem Jahr 1993 vor

•	 das Plangebiet ist als bereits bebaute oder zur Bebauung (hier Nachverdichtung) vor-
gesehene Fläche als Wirkungsraum (W) zu klassifizieren, das Plangebiet ist Teil des 
Wirkraumes W 31, dem die nördlich angrenzenden Offenländer oder Waldflächen als 
Ausgleichräume (A 26, A 20) zugeordnet werden

Schutzgut Landschaftsbild:

•	 der Planungsraum, resp. der durch die Nachverdichtung zukünftig überbaubare zen-
trale Bereich des Quartiers ist allseitig von Siedlungsflächen umgeben und aufgrund 
der ebenen Lage lediglich von den unmittelbar angrenzenden Wohnbauflächen ein-
sehbar

•	 weitergehende Sichtverbindungen bestehen nicht
•	 die zukünftig überplanbare Fläche weist eine größere randliche Hochgrünstruktur auf, 

der im Siedlungszusammenhang durchaus eine Bedeutung für das Ortsbild zukommt

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter:

•	 innerhalb des Geltungsbereiches und der näheren Umgebung sind keine in der Denk-
malliste des Saarlandes, Teildenkmalliste Saar-Pfalz-Kreis, gem. § 6 des Saarländi-
schen Denkmalschutzgesetzes (SDSchG) verzeichnete Denkmäler registriert 

•	 über eventuelle Bodendenkmäler liegen keine Kenntnisse vor
•	 die Planungsfläche wird bereits überwiegend als Wohngebiet genutzt; bei der zentra-

len, teilweise brach liegenden Grünlandfläche steht der Nutzaspekt ganz offensicht-
lich nicht im Vordergrund

Schutzgut Mensch:

•	 am Standort besteht mit der angrenzenden Wohnbebauung eine wohngebietstypi-
sche moderarte Lärmvorbelastung

•	 das Gebiet wird im Bereich der Privatgrundstücke mehr oder minder extensiv freizeit-
lich genutzt und besitzt darüber hinaus keine Funktion als Erholungsraum

•	 ausgewiesene Wanderwege sind nicht betroffen

•	 für die Naherholung besitzt das Plangebiet keine Bedeutung und scheidet durch feh-
lende Wege/Pfade mit Ringschluss auch als Möglichkeit einer Feierabendrunde mit 
Hunden aus

Voraussichtlich erhebliche Umweltwirkungen

zu erwartende erhebliche Eingriffe auf die 
Schutzgüter und voraussichtlicher Kom-
pensationsbedarf

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

•	 der Bebauungsplan soll die Nachverdichtung eines bestehenden Wohnquartiers 
durch die vollständige Erschließung des Quartierinnenbereiches legitimieren, geplant 
ist eine zentrale Zuwegung mit beidseitiger Wohnbebauung

•	 neben den teilweise extensiv genutzten Garten- /Ziergrünbereichen der Anlieger wird 
auch eine ca. 0,65 ha große nur sporadisch genutzte bzw. gemähte Grünlandfläche 
und ein ca. 0,17 ha großes Gehölz überplant

•	 damit sind die wesentlichen Eingriffe benannt, besonders planungsrelevant ist der 
Status der Grünfläche als FFH-Lebensraum 6510 und die Bedeutung der Gehölzflä-
che als innerörtlicher Brutraum für Vögel

•	 der Status der LRT-Fläche soll durch eine floristische Aufnahme 2024 verifiziert wer-
den; aufgrund der Flächengröße muss gem. den einschlägigen Beurteilungsgrundla-
gen12 trotz der isolierten Lage innerhalb des Siedlungsraumes von einer wesentlichen 
Wirkung auf die Kohärenz des Lebensraumes im Naturraum ausgegangen werden
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•	 gem. dem aktuellen Entwurf des Bebauungsplanes ist eine offene Bauweise in Form 
von Einzelhäusern mit insgesamt hohen Freiflächenanteilen vorgesehen, daneben le-
diglich 2 kleinere öffentliche Grünflächen

•	 wertgebende Altbäume sind nach den bisherigen Erfassungen nicht vorhanden, das 
baumgebundene Quartierpotenzial für Fledermäuse ist daher gering und beschränkt 
sich auf mögliche Einzelquartiere in den Rinden-/Borkenstrukturen oder Stammspal-
ten der jüngeren Bäume; Quartiere der siedlungsholden Arten und hier insbesondere 
der Zwergfledermaus sind in der bestehenden Wohnbebauung nicht auszuschließen, 
was jedoch vorliegend nicht planungsrelevant ist

•	 in den Gehölzen ist mit siedlungstypischen Gehölzfreibrütern zu rechnen, die Erfas-
sung von D. Dorda aus 2019 weist als Brutvögel die Dorn- und Mönchsgrasmücke, 
Haus- und Gartenrotschwanz, Feldsperling, Zilpzalp, Girlitz, Amsel, Elster und die Ra-
benkrähe (als Nahrungsgast?) nach; ergänzende Erhebungen sind 2024 geplant

•	 bis auf den Feldsperling und den Gartenrotschwanz darf für alle nachgewiesenen Ar-
ten in Bezug auf verlorengehende Nistplätze eine Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 
1 Nr. 3 BNatSchG vorausgesetzt werden; für den nur selten Freinester anlegenden 
Feldsperling sind möglich Niststätten im Bereich der Gebäude, Gartenhäuschen und 
Unterstände zu erwarten, nicht jedoch in dem in Anspruch genommenen Gebüsch 
und der zentralen überplanten Grünlandfläche; ähnliches gilt auch für den Garten-
rotschwanz als Halbhöhlenbrüter, der eher in den aufgelockerten Ziergrünflächen zu 
erwarten ist

•	 die zentrale Freifläche kommt lediglich als innerörtlicher Nahrungsraum für Vögel 
und Fledermäuse in Frage; eine essentielle Bedeutung ist Stand jetzt nicht ableitbar

•	 eine besondere Bedeutung des Grünlandes für planungsrelevante Schmetterlings-
arten lässt sich aufgrund der Biotopausstattung (Lycaena dispar) und des offensicht-
lichen Fehlens artspezifischer Nahrungspflanzen (Sanguisorba officinalis für Maculi-
nea nausithous, Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/Gentiana spp. für Euphydryas 
aurinia) ebenfalls nicht ableiten

•	 mit einem Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen ist nicht zu 
rechnen (vgl. artenschutzrechtliche Relevanzprüfung)

•	 ein eventuelles Vorkommen der Mauereidechse wird an den potenziellen Habitat-
standorten noch geprüft

Schutzgut Boden:

•	 durch die Bodenversiegelung im Bereich der ausgewiesenen Baufenster ist ein kom-
pletter Verlust der Bodenfunktionen zu erwarten

•	 die GRZ von 0,4 (ohne zulässige Überschreitung) in WA 1 und WA 2 legitimiert einen 
Versiegelungsanteil von 40%, was dem vergleichbarer Baugebiete entspricht

•	 eine Umlagerung bzw. eine Auftrag allochthoner Oberböden ist in den neu angeleg-
ten Freiflächen der Wohngrundstücke zu erwarten

•	 ein wesentlicher funktionaler Kompensationsbedarf ist aufgrund des geringen 
Bodenfunktionserfüllungsrades und der weitgehend bereits überprägten Böden nicht 
zu erwarten und kann an die externe Kompensation i.S.d. Eingriffsregelung gekoppelt 
werden

Schutzgut Wasser:

•	 auf der Planungsfläche befinden sich keine Oberflächengewässer; östlich, jenseits 
der Lambsbachstraße verläuft der an dieser Stelle begradigte und partiell technisch 
ausgebaute Lambsbach

•	 die HQ100-Kulisse reicht nur geringfügig in den Geltungsbereich bis in den Straßen-
körper der Lambsbachstr.; ein Retentionsausgleich ist daher nicht erforderlich; auch 
der HQextrem-Bereich geht nur unwesentlich darüber hinaus
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•	 die Gefahr baubedingter Grundwasserschäden besteht im Zuge der Bauausführung, 
die einschlägigen Schutzmaßnahmen zum Grundwasserschutz sind zu beachten; im 
Hinblick auf das geplante Wasserschutzgebiet sind bei der vorgesehenen Festsetzung 
als Allgemeines Wohngebiet unter Ausschluss umfangreicher gewerblicher Nutzun-
gen und Tankstellen keine Auswirkungen zu erwarten, die besondere Schutzmaß-
nahmen erfordern würden 

•	 das Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone II und III des geplanten Schutzgebie-
tes, daher sind die voraussichtlichen Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung 
zu antizipieren, insbesondere was die Bauausführung der Gebäude und Stellflächen 
betrifft

•	 die im Quartierinnern geplanten Baugrundstücke waren vor dem 1. Januar 1999 noch 
nicht bebaut, daher ist der § 49a SWG anzuwenden; die bodenkundlichen Daten 
belegen eine hohe Versickerungsfähigkeit am Standort; da es sich bei den Herkunfts-
flächen um Wohngebiete, Wohngebieten vergleichbare oder nicht ständig befahrene 
Verkehrsflächen, ist die Zulässigkeit einer Versickerung gem. DWA-M 153 grundsätz-
lich gegeben

•	 die konkretisierende Planung ist daher im weiteren Verfahren mit den Ver- und Ent-
sorgungsträgern abzustimmen

•	 das Plangebiet liegt innerhalb eines landesplanerisch festgelegten Vorranggebie-
tes für Grundwasserschutz, daher sind auch auf der landesplanerischen Ebene die 
Schutzmaßnahmen vor nachteiligen Auswirkungen auf das Grundwasser bei den 
zwangsläufig erforderlichen Eingriffen in die Deckschichten darzulegen

Schutzgut Klima/Luft:

•	 die Einzelhausbebauung lässt keine erheblichen kleinklimatischen Wirkungen in Form 
großflächiger Wärmeabstrahlungen oder Winddüseneffekte erwarten

•	 eine Minderung der Kaltluftentstehung als Beitrag zur Frischluftversorgung der an-
grenzenden Wohnbebauung ist aufgrund der fehlenden Bedeutung als Frischluftent-
stehungsgebiet oder als topographisch bedingte Frischluftleitbahn voraussichtlich 
unerheblich

•	 der von den wenigen freien Grünflächen ausgehende Frischluftbeitrag ist im Vergleich 
zu den flächigen Kaltluftentstehungsgebieten im Außenbereich jedenfalls vernach-
lässigbar

•	 im Klimagutachten des Planungsbüros Dr. Seitz/Ökoplana aus dem Jahr 1993 ist die 
Planungsfläche als Wirkungsraum ohne klimaökologische Bedeutung klassifiziert

Schutzgut Landschaftsbild:

•	 im Bereich der Nachverdichtung ist eine 2- geschossige Bauweise vorgesehen, die 
maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse bis zu 2 in den äußeren Bereichen orien-
tiert sich an der bereits bestehenden Bebauung

•	 die Planungsfläche ist ausschließlich von der unmittelbar angrenzenden Bebauung 
einsehbar

•	 von einer erheblichen Wirkung auf das Landschafts- bzw. Ortsbild ist daher nicht 
auszugehen

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter:

•	 durch das Vorhaben entfällt eine innerörtliche, nur sporadisch gemähte Freifläche
•	 landesplanerischen Zielsetzungen sind bis auf die Lage innerhalb eine Vorranggebie-

tes Grundwasserschutz nicht betroffen
•	 Kultur- und Baudenkmäler einschließlich Bodendenkmäler, archäologisch bedeuten-

de Landschaften oder in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete sind für den Gel-
tungsbereich nicht bekannt
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Schutzgut Mensch:

•	 die visuelle Wirkung der Baumaßnahme betrifft nur die unmittelbaren Anlieger inner-
halb des Plangebietes; zukünftig entfällt lediglich die freie Sicht auf eine innerörtliche 
Freifläche

•	 in dieser Hinsicht darf eine individuelle Änderung der Wohnqualität durch eine gleich-
gerichtete Bebauung jedoch nicht als schutzgutrelevant gelten

•	 die Fläche besitzt keine Bedeutung für die Naherholung
•	 durch die geplante Wohnbebauung ist keine über das übliche Maß von Wohnge-

bieten hinausgehende zusätzliche Lärm- und Schadstoffbelastung zu erwarten bzw. 
die Lärmemissionen beschränken sich selbst durch die für allgemeine Wohngebiete 
anzulegenden Immissionsgrenzwerte

Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Avifauna:

•	 der Planungsraum ist potenzieller Teillebensraum von Siedlungsarten und bietet 
in den Gehölzstrukturen sowohl innerhalb der Privatgrünflächen der bestehenden 
Wohngrundstücke als auch in der zentralen Gehölzfläche Brutmöglichkeit

•	 die avifaunistischen Erhebungen von D. Dorda ergaben keinen Brutnachweis zulas-
sungskritischer Arten, nachgewiesen wurden Dorn- und Mönchsgrasmücke, Haus- 
und Gartenrotschwanz, Feldsperling, Zilpzalp, Girlitz, Amsel, Elster und die Raben-
krähe

•	 die Nistplätze des Gartenrotschwanzes sind in den teilweise strukturdiversen Grün-
flächen der Anlieger zu erwarten, nicht jedoch im Bereich der zentralen Nachver-
dichtung

•	 der Feldsperling und andere Gebäudebrüter sind insbesondere im Bereich der be-
stehenden Bebauung mit ihren Nebenanlagen (Garagen, Unterstände,..) möglich, 
hier ist vor allem auch der (bisher nicht registrierte) Hausrotschwanz zu erwarten

•	 für alle anderen registrierten Arten gilt in Bezug auf die Fortpflanzungsstätten die 
Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 BNatSchG

•	 Brutvorkommen von Wiesenbrütern oder anderen Vogelarten der Agrarlandschaft 
(z.B. Feldlerche) sind auszuschließen

Fledermäuse und sonstige Säugetiere:

•	 unter den Fledermäusen dürfte das Gebiet von den nicht obligat an Wald adaptierten 
und in den Siedlungsraum vordringenden bzw. hier verbreiteten Arten als Jagdraum 
genutzt werden (v.a. Zwerg- und Breitflügelfledermaus und Großer Abendsegler)

•	 Quartierpotenziale beschränken sich vermutlich auf die bestehenden Wohnhäuser 
und Nebengebäude, die von der Planung nicht betroffen sind

•	 Nachweise der Wildkatze im dicht besiedelten zentralen Saarland sind sehr selten; 
selbst als Streifrevier kommt der Standort nicht in Frage

•	 gleiches kann ohne nähere Betrachtung für die nachtaktive und streng an Gehöl-
ze gebundene Haselmaus geschlossen werden, als Grund darf die Isolationslage im 
Siedlungsbereich angeführt werden

Amphibien:

•	 auf der Fläche befinden sich keine offenen Gewässer, damit bestehen innerhalb des 
Planungsraumes keine Laich-Möglichkeiten, auch nicht in Form temporärer Kleinst-
gewässer

•	 der Planbereich selbst ist nicht als tradierte Amphibienwanderroute bekannt
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Reptilien:

•	 typische „Reptilienhabitate“ in Form umfangreicher Saumstrukturen, Versteckmög-
lichkeiten oder auch grabbarer Eiablagesubstrate sind auf der Fläche nicht vorhanden

•	 lediglich am Ende der Stichstraße im Norden der Planungsfläche finden sich offene, 
ruderale Saumstrukturen, die von der äußerst plastischen und im Raum Homburg 
weit verbreiteten Mauereidechse besiedelt werden könnten; dies wird noch überprüft

Sonstige:

•	 auf der Planungsfläche ist nicht mit Tagfaltern besonderer Planungsrelevanz zu 
rechnen, da die relevanten Habitatstrukturen (strukturierte Feucht-/Nasswiesen und 
- brachen im Fall der Großen Feuerfalters) und/oder die artspezifischen Nahrungs-/
Wirtspflanzen nicht vorkommen (Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/Gentiana 
spp. für Euphydryas aurinia, Sanguisorba officinalis für Maculinea nausithous, Thymus 
puligeoides und Origanum vulgare für Maculinea arion), gegen ein Vorkommen der 
letztgenannten Arten spricht auch die bekannte Verbreitung im Saarland

Fazit:

•	 gem. dem derzeitigen Planungsstand sind Verstöße gegen § 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 
3 vermutlich nicht einschlägig

•	 weiterer Untersuchungsbedarf besteht jedoch in Bezug auf eine Präsenz der Mauer-
eidechse

•	 die Ergebnisse der avifaunistischen Erfassung von D. Dorda aus dem Jahr 2019 sind 
durch erneute Erhebungen zu ergänzen

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes

•	 durch die Bauleitplanung wird der Verlust der zentralen, als FFH-Lebensraum (LRT 
6510 im Erhaltungszustand C) qualifizierten Fläche legitimiert

•	 betroffen ist gem. den im GeoPortal dargestellten Daten der OBK eine Fläche von 
0,53 ha

•	 sollten sich die Daten durch eine erneute Erfassung bestätigen, dann ist gem. der 
bei PETERS et al. (2015)3 skizzierten Vorgehensweise von einer Erheblichkeit des 
Eingriffes auszugehen, da alle bei LAMPRECHT & TRAUTNER4 aufgeführten Orien-
tierungswerte für den quantitativ-absoluten Flächenverlust (bis 1.000 m²) deutlich 
überschritten werden; durch den Bebauungsplan wird daher ein Biodiversitätsscha-
den i.S. von § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umwelthaftungsgesetz vorbereitet

•	 um die Kohärenz des Lebensraumes weiterhin sicherzustellen ist daher die Entwick-
lung einer adäquaten Ersatzfläche im gleichen Naturraum erforderlich

•	 unter den Arten könnte die Mauereidechse umwelthaftungsrelevant sein, sofern Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten auf der Planungsfläche nachgewiesen werden

Vorgeschlagene Maßnahmen / Festsetzungen

•	 die zu fordernden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurden in einem 
Umweltberichtsentwurf von D. Dorda (2020) bereits genannt und in die Begründung 
zum Bebauungsplan übernommen; sie umfassen den Erhalt eines Teils der zentralen 
Feldhecke und die Pflanzverpflichtung auf den Grundstücken (je 100 m² nicht bebau-
ter Grundstücksfläche mind. 1 Hochstamm oder 5 Sträucher einheimischer, standort-
gerechter Arten)

•	 i.S.d. Eingriffsregelung ist ein externer Ausgleich sowie für den beanspruchten FFH-
Lebensraum auch ein Funktionalausgleich erforderlich

1 PETERS, W. et al. (2015): Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung. BfNSkripten 393, 170 S.

2 LAMBRECHT, H. & TRAUTNER, J. (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der FFH-VP: Endbericht zum 
Teil Fachkonventionen. F+E-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, accuraplan H. 
Lambrecht, Hannover, 239 S. 

3 PETERS, W. et al. (2015): Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung. BfNSkripten 393, 170 S.
4 LAMBRECHT, H. & TRAUTNER, J. (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der FFH-VP: Endbericht zum 
Teil Fachkonventionen. F+E-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, accuraplan H. 
Lambrecht, Hannover, 239 S.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung: Wohnbaufläche sowie geplante Wohnbaufläche (Blockinnenbereich) 

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB somit erfüllt

Auszug aus dem Flächennutzungsplan, Quelle: Kreisstadt Homburg (Saar)

Bebauungsplan Aktuell ist das Plangebiet nach den Vorgaben des § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) zu beurteilen. Die Nachverdichtung 
ist danach nicht realisierungsfähig. Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich.



Bebauungsplan„Südlich Schlehhecke“, Homburg-Kirrberg 19 www.kernplan.de

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V.m. § 4 
BauNVO 

Allgemeines Wohngebiet (WA 1)

Gem. § 4 BauNVO

Zentrales Ziel dieses Bebauungsplanes ist 
es, die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Errichtung von Wohngebäuden 
im Blockinnenbereich zwischen der Lambs-
bachstraße und der Eckstraße im Stadtteil 
Kirrberg zu ermöglichen.

Als Art der baulichen Nutzung wird für den 
Blockinnenbereich daher ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA 1) festgesetzt.

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet sind jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zulässig.

Hierzu zählen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO 
nicht störende Handwerksbetriebe sowie 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke.

Nicht zulässig sind dem gegenüber gemäß 
§ 4 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
und 6 Nr. 1 BauNVO wiederum

1.	 die der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden sowie Schank- und Spei-
sewirtschaften,

2.	 Anlagen für sportliche Zwecke,

3.	 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4.	 sonstige nicht störende Gewerbebetrie-
be,

5.	 Anlagen für Verwaltungen,

6.	 Gartenbaubetriebe sowie

7.	 Tankstellen.

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind besser 
geeignete und besser erschlossene Flächen 
in ausreichender Zahl für diese ausgeschlos-
senen Nutzungen vorhanden.

Die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden sowie Schank- und Speisewirtschaf-
ten sollten insbesondere im Ortskern ange-
siedelt werden. 

Mit dem Ausschluss von Anlagen für sportli-
che Zwecke, Betrieben des Beherbergungs-
gewerbes, sonstigen nicht störenden Ge-
werbebetrieben und Anlagen für Verwaltun-

gen wird dabei sichergestellt, dass keine 
Nutzungen, die die Bewohner und den ge-
wünschten bzw. gegebenen Charakter des 
Gebietes stören könnten, zulässig sind.

Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ebenfalls ausgeschlossen, da diese auf-
grund ihrer möglichen Immissionsbelastung 
nachteilige Auswirkungen auf die 
Wohnnutzung sowie auf die Wohnruhe und 
-qualität haben können. Auch dem üblicher-
weise erhöhten Flächenbedarf und den 
baulichen Anforderungen dieser Nutzungen 
kann an diesem Standort nicht Rechnung 
getragen werden. Insbesondere Tankstellen 
haben üblicherweise ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen und sind auf eine gute Erreich-
barkeit angewiesen. Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen sind darüber hinaus aus ge-
stalterischen Aspekten nicht in das Wohn-
gebiet integrierbar.

Die Umgebungsnutzung des Plangebietes 
entspricht ebenfalls überwiegend dem 
Wohnen. Die getroffene Festsetzung greift 
demnach diesen Charakter auf und fördert 
die sinnvolle Nachverdichtung des 
Siedlungskörpers von Kirrberg.

Zudem hat die Festsetzung des Allgemeinen 
Wohngebietes auch eine nachbarschützen-
de Wirkung, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen ist. Die Sicherung gesun-
der Wohnverhältnisse wird infolgedessen 
gewahrt.

Allgemeines Wohngebiet (WA 2 - 
3)

Gem. § 4 BauNVO

Bei dem Bereich entlang der Eckstraße und 
der Lambsbachstraße handelt es sich schon 
im Bestand um ein Gebiet, welches vorwie-
gend dem Wohnen dient. 

Das Gebiet ist bereits überwiegend bebaut, 
sodass Nachverdichtungen nur vereinzelt 
möglich sind.

Um die bestehenden Nutzungen planungs
rechtlich zu sichern wird das Gebiet daher 
als allgemeines Wohngebiet (WA 2-3) fest-
gesetzt.

Ein allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, die die Wohnruhe nicht wesentlich 
stören, zugelassen werden.

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes 
(WA 2-3) sind neben Wohngebäuden dem-
nach auch nicht störende Handwerksbetrie-
be sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche Zwecke zuläs-
sig. Darüber hinaus können - im Unter-
schied zum Allgemeinen Wohngebiet (WA 
1) - die der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden sowie Schank- und Speise-
wirtschaften ausnahmsweise zugelassen 
werden. Diese Nutzungen sollen sich aber 
in erster Linie im unmittelbaren Ortskern 
von Kirrberg ansiedeln.

Die Differenzierung des zulässigen Nut-
zungskatalogs zwischen WA 1 und WA 2 
und 3 liegt dabei in der Lage und insbeson-
dere Erschließung der Gebiete begründet. 
Die Allgemeinen Wohngebiete WA 2 und 3 
liegen im „äußeren Ring“ des Plangebietes 
und sind über die Eckstraße sowie die 
Lambsbachstraße erschlossen. Das Allge-
meine Wohngebiet WA 1 umfasst den 
Blockinnenbereich, die Erschließung ist hier 
über eine noch zu schaffende Straße (ver-
kehrsberuhigter Bereich) geplant. Der 
Blockinnenbereich soll dabei möglichst von 
Verkehr freigehalten werden (mit Ausnah-
me von Anwohnerverkehr). Dem wird mit 
den dort ausgeschlossenen Nutzungen 
Rechnung getragen.

Mit dem Ausschluss von Betrieben des Be-
herbergungsgewerbes, sonstigen nicht stö-
renden Gewerbebetrieben und Anlagen für 
Verwaltungen wird zudem sichergestellt, 
dass keine Nutzungen, die die Bewohner 
und den gewünschten bzw. gegebenen 
Charakter der Gebiete stören könnten, zu-
lässig sind.

Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ebenfalls ausgeschlossen, da diese auf-
grund ihrer möglichen Immissionsbelastung 
nachteilige Auswirkungen auf die 
Wohnnutzung sowie auf die Wohnruhe und 
-qualität haben können. Auch dem üblicher-
weise erhöhten Flächenbedarf und den 
baulichen Anforderungen dieser Nutzungen

kann an diesem Standort nicht Rechnung 
getragen werden. Insbesondere Tankstellen 
haben üblicherweise ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen und sind auf eine gute Erreich-
barkeit angewiesen. Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen sind darüber hinaus aus ge-
stalterischen Aspekten nicht in das Wohn-
gebiet integrierbar.

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen.
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Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  18 
BauNVO

Neben der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse wird die Höhenentwicklung im All-
gemeinen Wohngebiet (WA 1) durch die 
Festsetzung der maximalen Gebäudeober-
kante (GOKmax.) exakt geregelt.

Wie bei der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhen
entwicklung auf eine Maximale begrenzt 
und so ein relativ einheitliches Erschei-
nungsbild im Blockinnenbereich sicherge-
stellt sowie einer Beeinträchtigung des Er-
scheinungsbilds des Umfelds entgegenge-
wirkt.

Demnach beträgt die festgesetzte Gebäu-
deoberkante im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA 1) maximal 8,00 m.

Durch die Höhenfestsetzungen wird die Ein-
heitlichkeit von Bestand und neuer Nutzung 
im Blockinnenbereich gewährleistet. Einer 
gegenüber dem Bestand unverhältnismäßi-
gen überdimensionierten Höhenentwicklung 
wird vorgebeugt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Die zulässigen Höhen können durch unter-
geordnete Bauteile (technische Aufbauten, 
etc.) auf max. 10 % der Grundfläche bis zu 
einer Höhe von max. 2,00 m überschritten 
werden.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen 
und Bauteile sind weitere Überschreitungen 
zulässig. Damit wird zugleich ein Beitrag 
zum Klimaschutz geleistet.

Im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete 
(WA 2 und 3) wird auf die Definition der 
maximalen Gebäudehöhe verzichtet. Die 
Bereiche sind bereits im Bestand überwie-
gend bebaut.

Durch die definierte Maximalhöhe im Block-
innenbereich ist gewährleistet, dass sich der 

Blockinnenbereich nicht über den Bestand 
hinaus entwickelt.

Grundflächenzahl (GRZ)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 für das 
Plangebiet (WA 1 - 3) entspricht gemäß § 
17 BauNVO dem Orientierungswert für die 
bauliche Nutzung in Allgemeinen Wohnge-
bieten. Die Festsetzung wird in Anlehnung 
an die Bestandsbebauung im Bereich der 
Eckstraße und der Lambsbachstraße festge-
setzt. Zugleich wird dadurch eine optimale 
Auslastung der Grundstücke im Blockinnen-
bereich bei geringer Verdichtung geschaf-
fen.

Die neu entstehende Grundstücksbebauung 
lässt auf den Grundstücken somit ausrei-
chend Freiflächen für eine Durchgrünung. 
Weiterhin wird ein sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden sichergestellt.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,6 überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  20 
BauNVO

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-

sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich im 
Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA 2 und 3) weitgehend an der Bestands-
bebauung des Gebiets. Hier finden sich 
überwiegend zweigeschossige sowie im 
nördlichen Verlauf der Eckstraße auch 
eingeschossige Wohngebäude.

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1) orientiert sich die Zahl der Vollge-
schosse an der städtebaulich gewünschten 
Konzeption des Wohngebiets. Demnach 
sind maximal 2 Vollgeschosse zulässig. 

Die Festsetzung zielt dabei auf eine kom-
paktere und dadurch energiesparendere 
Bebauung der Grundstücke ab. Im Vergleich 
zu Bungalows mit gleicher Wohnfläche wei-
sen zweigeschossige Gebäude ein besseres 
AV-Verhältnis (Verhältnis der wärmeabge-
benden Hüllfläche (A) zum beheizten Volu-
men (V)) auf.

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann innerhalb des 
Blockinnenbereiches dabei vermieden wer-
den, dass es durch eine Ausnutzung der Ge-
schossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) zu 
einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt.

Einer Beeinträchtigung des Stadtbildes wird 
mit der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse entgegengewirkt.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden.

Für die allgemeinen Wohngebiete (WA 1 
und 2) wird demnach eine offene Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. In 
der offenen Bauweise sind Gebäude mit 
seitlichem Grenzabstand zu errichten (ent-
spricht im nördlichen Verlauf der Eckstraße 
sowie im Bereich der Lambsbachstraße der 
Bestandssituation).

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1) sind dabei ausschließlich Einfami-
lien- und Doppelhäuser zulässig. Die Ge-
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bäudelänge darf maximal 15,00 m betra-
gen. 

Für den Bau von Doppelhäusern ist eine 
Grenzbebauung zulässig. Die Realisierung 
dieser Gebäude wäre ansonsten nicht mög-
lich. Durch die Begrenzung der Gebäude-
länge ist gewährleistet, dass sich die Bauty-
pologie des bestehenden Wohngebietes in-
nerhalb des Blockinnenbereiches fortsetzt.

Für das allgemeine Wohngebiet (WA 3) 
wird dem gegenüber eine abweichende 
Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festge-
setzt. In der abweichenden Bauweise ist 
eine Grenzbebauung bzw. eine Bebauung 
im Grenzabstand zulässig. Die Festsetzung 
einer abweichenden Bauweise in diesem 
Baugebiet entspricht der bestehenden Be-
bauung.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß (0,5 m) überschritten werden darf.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich im Bereich des WA 1 an der städte-
baulich vorstellbaren Konzeption einer 
Nachverdichtung des Blockinnenbereiches. 
Die Abmessungen der durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden dabei so 
gewählt, dass den Bauherren für die späte-
re Realisierung ausreichend Spielraum ver-
bleibt, gleichzeitig aber eine umweltgerech-
te, sparsame und wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung erreicht wird.

Im Bereich des WA 2 und WA 3 orientieren

sich die festgesetzten Baugrenzen weitge-
hend an der Bestandsbebauung des Plan-
gebiets. Ein Erweiterungsspielraum wird da-
bei insbesondere in den rückwärtigen Berei-
chen ermöglicht und zusätzlich werden 
Nachverdichtungsoptionen im Bereich der 
Baulücken geschaffen.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-

baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung der Grundstücke mit den 
erforderlichen Nebenanlagen und Einrich-
tungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen. Das glei-
che gilt für bauliche Anlagen, soweit sie 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen 
zulässig sind oder zugelassen werden kön-
nen.

Zu den untergeordneten Nebenanlagen 
und Einrichtungen gehören dabei auch An-
lagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme 
aus erneuerbaren Energien.

Flächen für Stellplätze, Garagen 
und Carports

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung eines Mindestabstandes für 
Garagen und Carports von 5 m zur Straßen-
begrenzungslinie ermöglicht die Unterbrin-
gung eines weiteren Stellplatzes vor der Ga-
rage (bzw. dem Carport) und stellt zugleich 
sicher, dass keine „Garagenfront“ unmittel-
bar an der Straße entsteht.

Flächen für den Gemeinbedarf; 
hier: Kirchen und Kirchlichen 
Zwecken dienende Gebäude 
und Einrichtungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Im nördlichen Bereich des Plangebietes be-
findet sich das protestantische Gemeinde-
zentrum Kirrberg.

Zur Sicherung dieser Nutzung wird daher 
eine Fläche für den Gemeinbedarf festge-
setzt. Zulässig sind hier Kirchen und kirchli-
chen Zwecken dienende Gebäude und Ein-
richtungen.

Höchstzulässige Zahl der 
Wohneinheiten je  
Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Zahl der 
Wohneinheiten im Blockinnenbereich (WA 
1) auf max. 3 Wohneinheiten je Wohnge-
bäude verhindert die Entstehung von Ge-
bäuden mit einer Vielzahl von Wohnungen 
und damit ein erhöhtes Verkehrsaufkom-

men im Blockinnenbereich, sorgt aber den-
noch für die gewünschte Verdichtung.

Insgesamt soll mit der Festsetzung dem an-
gestrebten Charakter einer aufgelockerten 
Bebauung auch im Hinblick auf die Wohn-
dichte entsprochen werden.

Öffentliche Straßenverkehrs­
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
Straßen (Eckstraße, Lambsbachstraße, An 
der Schlehhecke) werden als öffentliche 
Straßenverkehrsflächen festgesetzt und da-
mit im Bestand gesichert.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Ver­
kehrsberuhigter Bereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die interne Erschließung des Blockinnenbe-
reiches (WA 1) ist über eine neu zu schaf-
fende Erschließungsstraße mit einer Regel-
breite von 5,50 m (mit Ausnahme des süd-
westlichen Stiches) vorgesehen. Diese wird 
als Verkehrsfläche besonderer Zweckbe
stimmung (hier: Verkehrsberuhigter Bereich) 
festgesetzt.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Öf­
fentliche Parkplatzfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Im Blockinnenbereich, angrenzend an die 
öffentliche Grünfläche, ist die Anlage eines 
öffentlichen Parkplatzes (optional mit einer 
E-Ladestation für Autos) vorgesehen. Damit 
wird zugleich ein Beitrag zum Klimaschutz 
geleistet.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann, ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.
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Flächen für Versorgungsanla­
gen; hier: Versorgungsfläche 
Elektrizität

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes 
befindet sich eine Trafo-Station. Diese wird 
als Fläche für Versorgungsanlagen (hier: 
Versorgungsfläche Elektrizität) festgesetzt 
und damit im Bestand gesichert.

Flächen für Versorgungsanla­
gen; hier: Versorgungsfläche 
Gas

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

Neben der Trafo-Station im nordöstlichen 
Bereich des Plangebietes befindet sich zu-
dem eine Versorgungsfläche Gas. Diese 
wird ebenfalls als Fläche für Versorgungs-
anlagen (hier: Versorgungsfläche Gas) fest-
gesetzt und damit im Bestand gesichert.

Öffentliche Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die im nordöstlichen Bereich des 
Plangebietes (entlang der Lambsbachstra-
ße) bestehenden Grünflächen werden als 
öffentliche Grünflächen festgesetzt und so-
mit mit ihren Grünstrukturen im Bestand 
gesichert.

Darüber hinaus wird angrenzend an die öf-
fentliche Parkplatzfläche im Blockinnenbe-
reich eine öffentliche Grünfläche festge-
setzt. Der Parkplatzbereich wird dadurch 
eingegrünt und von der angrenzenden Be-
bauung abgegrenzt.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Gebäudebrüter, 
Fledermäuse) innerhalb des Plangebietes 
werden vorsorglich entsprechende, arten-
schutzrechtlich begründete Maßnahmen 
festgesetzt.

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG.

Die Festsetzung versickerungsfähiger Belä-
ge dient der Reduzierung des Versiege-
lungsgrads und der Minimierung des Ober-
flächenabflusses. 

Versiegelungen auf den Grundstücken sind 
auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken, übrige Flächen sind vegetativ 
und wasserdurchlässig zu gestalten, um 
weiterhin das Versickern von Niederschlä-
gen zu gewährleisten, hitzespeichernde Ver-
siegelungen zu reduzieren und den Natur-
haushalt zu stärken. Wasserdurchlässige 
Oberflächen dienen dem Abflachen von Ab-
wasserabflussspitzen bei Starkregenereig-
nissen, der Entlastung der Abwasserinfra-
struktur und dem Anstreben eines natürli-
chen Wasserhaushaltes. Die Speicherung 
der Sonneneinstrahlung durch großflächig 
versiegelte Flächen (z.B. sogenannte „Stein-
gärten“) während heißer Sommermonate 
beeinträchtigt das Lokalklima und soll 
durch entsprechende Begrünung vermieden 
werden. Begrünte Freiflächen wirken sich 
zudem positiv auf die Artenvielfalt und den 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
aus. Eine Vollversiegelung ist daher unzu-
lässig.

Nutzung erneuerbarer Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bau-
liche Maßnahmen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien (insbesondere Solar-
energie) vorzusehen (u. a. Leitungsstränge, 
Schächte, ggf. auch statische Aufwendun-
gen im Dachbereich). Hiermit wird ein Bei-
trag zum Klimaschutz geleistet.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu­
chern und sonstigen Bepflan­
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Wohngebietes in di-
rekter Nachbarschaft zu der bereits be-
stehenden Wohnbebauung und dem Über-
gang zu den weitläufigen Waldflächen 
westlich des Plangebietes ist die hochwerti-
ge und qualitätsvolle Ausgestaltung der 
Freiräume von besonderer Bedeutung. Mit 
den getroffenen grünordnerischen Festset-
zungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild erzielt.

Die getroffenen grünordnerischen Festset-
zungen dienen der Eingrünung zur Steige-
rung der Aufenthaltsqualität und tragen da-
zu bei, dass eine strukturreiche und optisch 
ansprechende Durch- und Eingrünung des 
Wohngebietes geschaffen wird.

Demnach ist zukünftig bei Neuerrichtung 
ab drei Stellplätzen mindestens ein stand-
ortgerechter Laubbaumhochstamm 
(Stammumfang 18 - 20 cm) zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Durch die Fest-
setzung soll der starken Versiegelung der 
Gebäudevorflächen bzw. größeren Stell-
platzflächen entgegenwirkt werden, gleich-
zeitig werden die Eigentümer von Einfami-
lienhäusern (überwiegend 2 Stellplätze) 
nicht eingeschränkt.

Zur Reduzierung der Abflussspitzen bei 
Starkregenereignissen und zugunsten des 
Stadtklimas wird eine extensive Dachbegrü-
nung für die Flachdächer und flach geneig-
te Dächer (bis 15 °) festgesetzt. Die Dach-
begrünung hat insbesondere die Aufgabe, 
Regenwasser zu speichern, so dass es ver-
zögert der Kanalisation oder den Regen-
wasserversickerungsanlagen zufließt. Zu-
dem wird durch die Begrünung die Aufhei-
zung der Luft in einem bebauten Gebiet ge-
mildert und so verhindert, dass dem Gebiet 
selbst bzw. der Umgebung kühle Luft zum 
Austausch entzogen wird. Der Versiegelung 
des Gebietes soll so möglichst entgegenge-
wirkt werden. Aus diesem Grund wurde die 
Festsetzung für das gesamte Plangebiet ge-
troffen und auf eine Differenzierung ver-
zichtet.

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die Festsetzung zum Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
dient dem Erhalt der naturraumtypischen 
und gebietsprägenden Gehölze im 
Plangebiet.
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Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän­
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits grundsätzlich vorhanden.

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwässern.

Bei Neubauten sind für die Dachabflüsse 
der einzelnen Grundstücke Anlagen zur Re-
genwassernutzung (Zisternen) und zur Re-
duzierung des Oberflächenabflusses zu er-
stellen, um Mindestmengen von Wasser die 
nicht auf dem eigenen Grundstück versi-
ckert werden können, zum Beispiel zum Be-
wässern von Gartenflächen zu nutzen.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen sind vor der Bauausführung mit den 
zuständigen Ver- und Entsorgungsträgern 
abzustimmen. Ein Entwässerungskonzept 
ist vorzulegen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver- 
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild, denn 
gerade aufgrund der direkten Nachbar-
schaft zur bestehenden Wohnbebauung 
spielt die Gestaltqualität eine besondere 
Rolle. Die getroffenen minimalen Einschrän-
kungen bei der Dach- und Fassadengestal-
tung sollen Auswüchse (z.B. glänzende Ma-
terialen) verhindern. Durch die Einhausung 
bzw. sichtgeschützte Aufstellung von Müll-
tonnen sollen darüber hinaus nachteilige 
Auswirkungen auf das Stadtbild vermieden 
werden.

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Die Festsetzungen bzgl. der Errichtung von 
Stellplätzen und Garagen (auch Carports) 
dienen der Unterbringung des ruhenden 
Verkehrs auf den Privatgrundstücken und 
somit der Sicherung eines harmonischen 
Gesamteindrucks in dem Gebiet. 
Gleichzeitig werden Beeinträchtigungen im 
öffentlichen Straßenverkehrsraum durch 
Parksuchverkehr o. ä. vermieden.

Demnach sind innerhalb des Plangebietes 
mind. 1,5 Stellplätze je Wohneinheit (auch 
Garagen, Carports) auf dem Privatgrund-
stück zu errichten.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die bauliche Umgebungsnutzung ist eben-
falls überwiegend durch Wohnnutzung bzw. 
das Wohnen nicht wesentlich störende Nut-
zungen geprägt. Gegenseitige Beeinträchti-
gungen des Plangebiets mit dem Bestand 
im Umfeld sind daher nicht zu erwarten.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Baugrundstücke im Blockinnenbe-
reich hinsichtlich Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise sowie der überbau-
baren Grundstücksflächen in die Umgebung 
und in die direkte Nachbarschaft einfügen. 
Hierdurch wird Konfliktfreiheit gewährleis-
tet.

Zusätzlich schließen die getroffenen Fest-
setzungen innerhalb des Plangebiets jede 
Form der Nutzung aus, die innergebietlich 
oder im direkten Umfeld zu Störungen und 
damit zu Beeinträchtigungen führen könn-
te.

Die derzeit im Bereich des WA 2 und WA 3 
vorhandenen Nutzungen sind auch zukünf-
tig zulässig, es kommt zu keiner gravieren-
den Änderung der vorhandenen Situation.

Auch durch den zusätzlich aufkommenden 
Anwohnerverkehr durch die Nachverdich-
tung des Blockinnenbereiches sind keine er-
heblich nachteiligen Auswirkungen zu er-
warten.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist zudem die Be-
rücksichtigung ausreichender Abstände ge-
mäß Landesbauordnung. Die erforderlichen 
Abstandsflächen werden alle eingehalten, 
sodass eine ausreichende Belichtung und 
Belüftung gewährleistet werden kann.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, in vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll 
die Wohnfunktion im Stadtteil Kirrberg ge-
stärkt werden.

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben von Kommunen gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt.

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Der Siedlungskörper 
von Kirrberg wird für die bauliche Entwick-
lung zu Wohnzwecken in zentraler Lage 
nachverdichtet.

Innerhalb des Blockinnenbereiches entste-
hen neue Baugrundstücke mit unterschied-
lichen Grundstücksgrößen (flexibel parzel-
lierbar) und verschiedenen Angebotsformen 
(freistehende Einfamilienhäuser, Doppel-
häuser).

Dem Charakter der angrenzenden Bebau-
ung und der bestehenden Nachfrage wird 
damit Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Stadt- und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst.

Das Plangebiet ist im Bestand bereits zu 
einem Großteil bebaut (Grundstücke ent-
lang des äußeren Rings, im Bereich der Eck- 
und der Lambsbachstraße). Lediglich der  
Blockinnenbereich stellt sich derzeit über-
wiegend als eine unbebaute Grün-/Freiflä-
che mit vereinzelten Gehölzstrukturen dar.

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Nachverdichtung des Blockinnenberei-
ches nicht negativ beeinflusst, da die 
Dimensionierung der geplanten Gebäude 
eine maßvolle Entwicklung ermöglicht. Das 
Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise 
und die überbaubare Grundstücksfläche fü-
gen sich in die Umgebung ein. Hierdurch 
wird ein harmonischer Übergang zwischen 
Bestandsbebauung und neuer Bebauung 
gewährleistet.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Eine erheblich dominierende Wirkung 
gegenüber der Bestandssituation ist somit 
nicht zu erwarten.

Die bestehenden Baustrukturen im Gel-
tungsbereich werden durch den Bebau-
ungsplan lediglich im Bestand gesichert. 
Hierzu sind insbesondere Festsetzungen 
hinsichtlich der Art und des Maßes der bau-
lichen Nutzung, der Bauweise sowie der 
überbaubaren Grundstücksflächen und ört-
lichen Bauvorschriften getroffen worden. Es 
ist dabei die Zielsetzung, den Charakter des 
Plangebiets zu bewahren und weiterzuent-
wickeln.

Somit geht keine Beeinträchtigung des 
Stadtbildes einher.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich überwiegend um eine Bestands-Fest-
schreibung sowie um die pot. Nachverdich-
tung von Flächen (Baulücken) im infrastruk-
turell erschlossenen Innenbereich (Eckstra-
ße, Lambsbachstraße, An der Schlehhecke).

In der Kreisstadt Homburg gibt es einen an-
haltenden Bedarf nach Wohnraum, welcher 
die Ausweisung zusätzlicher 
Wohnbauflächen erfordert. Weitere im In-
nenbereich liegende Flächenreserven sind 
nicht mobilisierbar, da die erforderlichen 
Ressourcen für einen langfristigen Grund-
erwerb sogenannter „Hinterlieger-“ und 
„Splittergrundstücke“ die finanziellen und 
personellen Möglichkeiten der Kommune 
übersteigen, bzw. Eigentümer Baugrund
stücke bevorraten.

Aus diesem Grund soll der Blockinnenbe-
reich zwischen Eckstraße und Lambsbach-
straße  nachverdichtet werden. Hierbei han-
delt es sich um die Entwicklung einer Fläche 
im infrastrukturell erschlossenen Innenbe-
reich, welche bereits im Flächennutzungs-
plan der Kreisstadt Homburg als geplante 
Wohnbaufläche ausgewiesen ist.

Die Priorisierung der Innenentwicklung und 
die Wiedernutzbarmachung von brachlie-
genden Flächen sind zentrale Aspekte der 
Bodenschutzklausel (vgl. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB und § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB). Durch 
die vorgesehene Innenentwicklung wird 
perspektivisch die Inanspruchnahme von 
Flächen im Außenbereich verhindert (spar-
samer Umgang mit Grund und Boden gem. 
§ 1a Abs. 2 BauGB). Dies ist ein wichtiger 
Beitrag zur Reduzierung des Flächenver-

brauchs und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen.

Darüber hinaus trifft der Bebauungsplan 
Festsetzungen zur Begrenzung der Versie-
gelung, um einen schonenden Umgang mit 
Grund und Boden zu gewährleisten und die 
ökologischen Bodenfunktionen zu erhalten, 
soweit wie es mit der Planung vereinbar ist.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der be-
stehenden Nutzungen auf der Fläche (u.a. 
Wohn- und Gartennutzungen, Erschlie-
ßungsstraßen) selbst und in der unmittelba-
ren Umgebung (u. a. Wohn- und Gartennut-
zung, Sportplatz) und der daraus resultie-
renden Stördisposition aufgrund der Anlie-
geraktivitäten entsprechend vorbelastet.

Durch die geplante Nachverdichtung des 
Blockinnenbereiches kommt es zu keinen 
erheblichen, nicht ausgleichbaren Beein-
trächtigungen von artenschutzrechtlich re-
levanten Arten. Bei der Beurteilung der Aus-
wirkungen werden Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen berücksichtigt (u.a. Ro-
dungsfrist; Nisthilfen; Insektenfreundliche 
Beleuchtung).

I.S.d. Eingriffsregelung ist ein externer Aus-
gleich erforderlich. 

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht negativ beeinträchtigt wer-
den.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung des Planvorhabens 
(Nachverdichtung des Blockinnenbereiches) 
wird es zwar zu einem Anstieg des Ver-
kehrsaufkommens kommen. Dieses ist je-
doch in erster Linie auf den Anwohner-Ver-
kehr beschränkt. 

Die Erschließung des Blockinnenbereiches 
erfolgt in erster Linie über die südlich ver-
laufende Lambsbachstraße. Eine zweite Zu-
fahrt ist über die nördlich verlaufende Stra-
ße „An der Schlehhecke“ vorgesehen. Der 
zusätzlich entstehende Verkehr kann prob-

lemlos von den Straßen aufgenommen wer-
den.

Die neu zu schaffende Straße ist entspre-
chend ihrer Zweckbestimmung (verkehrsbe-
ruhigter Bereich) ausreichend dimensio-
niert.

Im Bereich der Bestandsstrukturen (Eckstra-
ße, Lambsbachstraße, An der Schlehhecke) 
sind negative Auswirkungen auf den Ver-
kehr durch die Planung (Festschreibung des 
Bestandes) nicht zu befürchten. Bei Nach-
verdichtung vereinzelter Baulücken entsteht 
zwar ein zusätzliches Verkehrsaufkommen. 
Der Anschluss an das örtliche und 
überörtliche Straßennetz besteht hier je-
doch bereits. Das zusätzlich geringfügig 
entstehende Verkehrsaufkommen kann so-
mit problemlos aufgenommen werden, die 
Erschließungsstraßen sind ausreichend di-
mensioniert.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ebenfalls ausreichend berücksichtigt. 
Die notwendige Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur und Anschlusspunkte sind auf-
grund der bestehenden Bebauung bereits 
innerhalb des Plangebietes vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden (Starkregen)

Der östliche Bereich des Plangebietes 
(Grundstücke im Bereich der Lambsbach-
straße) liegt teilweise innerhalb eines HQex-

trem-Bereiches. Auf bauliche Schutzvorkeh-
rungen aufgrund der teilweisen Lage im 
HQextrem-Gebiet wird verwiesen.

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird zudem vorsorglich darauf hinge-
wiesen, dass Oberflächenabflüsse (auf-
grund von Starkregenereignissen) einem 
kontrollierten Abfluss zugeführt werden 
müssen. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollier-
te Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei 
der Oberflächenplanung vorsorglich ent-
sprechende Maßnahmen vorzusehen. Be-
sonderer Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der 
Baudurchführung und bis hin zur endgülti-
gen Begründung und Grundstücksgestal-
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tung durch die Grundstückseigentümer zu 
bedenken.

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im 
Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen 
und zur Schadensminderung zu treffen.

Die Kreisstadt Homburg erarbeitet für ihr 
Stadtgebiet derzeit zudem ein Starkregen-
konzept. 

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch die Planung nicht negativ beeinträch-
tigt werden.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Wesentlich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas können weitgehend 
ausgeschlossen werden. Das Gebiet ist 
schon heute zu einem Großteil bebaut und 
überwiegend erschlossen (entsprechend 
hoher Versiegelungsgrad).

Lediglich durch die Nachverdichtung des 
Blockinnenbereiches zwischen Eckstraße 
und Lambsbachstraße wird es zu Neuversie-
gelungen bislang unbebauter Bereiche 
kommen. Aufgrund des überschaubaren 
Flächenumfangs, der getroffenen Festset-
zungen (Begrünung der Grundstücke) und 
der zu erwartenden privaten Freiflächen-/ 
Hausgartengestaltung können negative 
Auswirkungen auf die Belange des Klimas 
insgesamt jedoch ausgeschlossen werden.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderun-
gen wurde aus Vorsorgegründen zusätzlich 
ein Hinweis zum Abfluss des Wassers bei 
Starkregenereignissen in den Plan mit au 
genommen.

Auswirkungen auf private Belange

Die Nutzbarkeit und der Wert der Grundstü-
cke, auch der Grundstücke im Umfeld, wer-
den nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die den Eigentümern des Plange-
biets und der angrenzenden Grundstücke 
unzumutbar ist.

Mit der vorliegenden Planung wird den pri-
vaten Grundstückseigentümern im Blockin-
nenbereich vielmehr Baurecht zugestanden 
und die Werthaltigkeit der Grundstücke da-
durch gesteigert. Durch die Planung erge-
ben sich demnach für die Grundstücks-
eigentümer keine negativen Folgen.

Es sind auch keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten (alle bauplanungs- und bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben werden einge-
halten). Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern. 

Hinsichtlich der bereits bestehenden 
Baustrukturen wird mit den getroffenen 
Vorschriften zwar eingegriffen, die betroffe-
nen Privatpersonen werden durch die vor-
liegende Planung jedoch gegenüber einer 
derzeitigen Beurteilung nach § 34 BauGB 
nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt.

Die bereits bestehenden Gebäude innerhalb 
des Plangebietes bleiben nach den Festset-
zungen auch weiterhin zulässig.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung von Wohnraum durch sinn-
volle Weiterentwicklung / Nachverdich-
tung einer innerstädtischen Fläche; die 
Kreisstadt Homburg wird damit der be-
stehenden Nachfrage gerecht

•	 Umsetzung einer Wohnbauflächenre-
serve des Flächennutzungsplanes,

•	 Abschließende, städtebauliche Ordnung 
des Bereiches zwischen Eckstraße und 
Lambsbachstraße,

•	 Neubebauung fügt sich harmonisch in 
die Umgebung ein, Störungen und Be-
einträchtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-

schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Gleichzeitig Sicherung der bestehenden 
Bestandsbebauung und Orientierung 
neuer Gebäude (Errichtung, Änderung, 
Erneuerung, Erweiterung) bei ihrer äu-
ßeren Gestaltung an der Eigenart des 
Plangebietes sowie Vorgabe des Rah-
mens des Einfügens,

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild,

•	 Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf dem Grundstück,

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung,

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge.

Argumente gegen die Verabschie­
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Kreisstadt 
Homburg zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.
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